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EntrechtungsCalopp.
Der Reichstag „erledigte“ am Montag über 100 Para-

graphen der Reichsverſicherungsordnung. Selbſt-
redend trampelte die Mehrheit ſo gut wie alle Verbeſſerungs-
anträge nieder. Die Geſetzesmacherei des Reichstags der
Hottentottenwahlen iſt ſo lodderig, daß, wie Genoſſe Scheide-
mann init Recht hervorhob, bald ein Reparaturwerk nötig ſein
wird. Zu den ſkandalöſeſten Taten des politiſchen Sadismus
gehört die Durchlöcherung der an ſich ſchon genugſam miſerab-
len Verſicherung der land wirtſchaftlichen Arbeiter
durch eine heuchleriſch zweideutige Stimmung, die es den
Großgrundbeſitzern erlaubt, ſich den Beiträgen zur
Landkrankenkaſſe zu entziehen. Das Zentrum ſtimmte
auch dieſem Schandparagraphen zu, gegen den auch der von
den Agrariern gewerbsmäßig mit Kot beworfene oſtfrieſiſche
Bauernvertreter Fegter (Fortſchr.) mit anerkennenswertem
Eifer ſtritt. Und in derſelben Weiſe, wie die Landarbeiter,
wurden die un ſtändigen Arbeiter, deren Intereſſen tat-
kräftig Genoſſe Leber vertrat, mißhandelt. Der ſtürmiſche
Entrechtungsgalopp wurde getanzt von der Kompromißmehr
heit, den Konſervativen, Reichspartei, Antiſemiten, Zentrum
und Nationalliberalen. Aber auch die Fortſchrittler
traten bei Dutzenden von ſozialdemokratiſchen Verbeſſerungs-
anträgen in die Niedertrampelungsreihen ein, wie die unten
folgende Abſtimmungsliſte ausweiſt.

Für die Revolutionierung der Arbeiterklaſſe ſind dieſe Tage
des Reichstagskampfes außerordentlich wichtig. Und ehe über
das kleine Sozialiſtengeſetz, der Reichsverſicherungsordnung,
in der dritten Leſung des Reichstags die letzte unwiderrufliche
Entſcheidung fällt, dürfen die Freunde der Arbeiter-Selbſt-
verwaltung nicht müde werden, immer wieder auf die Gemein-
gefährlichkeit und Unſinnigkeit der geplanten Entrechtung hin
zuweiſen. Mag man zehn gegen eins wetten dürfen. daß Zen
trum und Nationalliberale im Dienſte der Junker und des
Herrn v. Bethmann Hollweg bis zum Ende getreulich aus-
harren werden, ſo ſollen dieſe Arbeiterfeinde doch wenigſtens
nicht ſagen können, daß es ihnen an der nötigen Einſicht in die
Tragweite ihrer Handlungsweiſe gefehlt hat, daß irgend eine
Folge ihrer Geſetzmacherei, die ſich im Laufe der Zeit ein
ſtellen wird, nicht vorausgeſehen worden iſt. Die Mehrheit
will ein Geſetz gegen die Sozialdemokraten
machen, nicht ein Geſetz gegen die Arbeiter und die Kranken-
kaſſen. Jn Wirklichkeit hat die Sozialdemokratie als Partei
von dieſem Geſetz nicht den allergeringſten Schaden zu be-
fürchten, ſondern die Krankenkaſſen mitglieder wer-
den die Geſchädigten ſein.

Zur Klarſtellung des Sachverhalts iſt es nötig, ganz offen
von Dingen zu reden, über die man ſonſt aus Gründen, die
mit der augenblicklich ſchwebenden Frage nichts zu tun haben,
eben nicht gern geſprochen hätte, von dem wirklichen Ver-
hältnis der Krankenkaſſenbeamten zur ſozialdemokratiſchen
Partei. Hätten die Gegner von der Arbeiterbewegung, die ſie
bekämpfen, auch nur eine halbwegs richtige Vorſtellung, dann
würden ſie wiſſen, daß die Krankenkaſſen der Sozialdemokratie
viel mehr Kräfte entzogen als gegeben oder erhalten haben.
Es iſt richtig, daß in der Krankenkaſſenverwaltung eine große
Schar von Männern tätig iſt, die ſich in der politiſchen oder ge-
werkſchaftlichen Organiſation die Sporen verdient haben. Die
Arbeiterbewegung braucht ſich dieſer ihrer Zöglinge auch nicht
im mindeſten zu ſchämen, ſie haben in der Kaſſenſelbſtverwal-
tung glänzende Arbeit geleiſtet, und damit der Schule, aus der
ſie ſtammen, Ehre gemacht. Es iſt aber leider ebenſo richtig,
daß ein ſehr großer Teil dieſer der Arbeiterbewegung ent-
ſtammenden Kaſſenbeamten in ſeiner Tätigkeit voll-
ſtändig aufgeht und für andere Dienſte im Jntereſſe der
Arbeiterklaſſe kaum noch Zeit findet. Und ſo wenig ge-
leugnet werden ſoll, daß ſich unter den Kaſſenbeamten ausge-
zeichnet verdiente Parteigenoſſen befinden, ſo wenig braucht auf
der andern Seite verkannt zu werden, daß der bureaukratiſche
Betrieb einer Kaſſenverwaltung im allgemeinen nicht ge-
eignet iſt, ſozialrevolutionäre Energien zu ſtärken. Wenn
heute alle Vertreter des Proletariats Krankenkaſſenbeamten
würden, ſo wäre das vielleicht ein ſehr empfindlicher Schlag
für die deutſche Arbeiterbewegung. Ein Verſuch, die Sozial
demokratie zu bekämpfen, indem man die ſozialdemokratiſch ge
ſinnten und für ihre Geſinnung tätigen Beamten auf die
Straße ſetzt, wird keinen Erfolg haben, wer ihn unternimmt,
beweiſt damit nur eine geradezu lächerliche Unkenntnis der
tatſächlichen Verhältniſſe.

Die Gegner leben mit ihren Vorſtellungen noch immer in
der Zeit, in der es der Arbeiterbewegung außerordentlich ſchwer
war, tüchtige Genoſſen, die der Maßregelung verfallen waren,
ihrer Befähigung entſprechend unterzubringen. Sie haben nicht
bemerkt, daß in den wachſenden Organiſationen ein lebhaft
ſteigender Bedarf nach tüchtigen Kräften beſteht, und daß es der
Parteipreſſe, den Parteiorganiſationen, den Gewerkſchaften, den
'Genoſſenſchaften gar nicht ſo unangenehm ſein kann, wenn der
Abfluß brauchbarer Kräfte aus der eigentlichen Arbeiterbewe
gung in die Krankenkaſſenverwaltung einigermaßen gehemmt
wird. Sollten, entgegen den „friedlichen Verſicherungen“
der Regierung Krankenkaſſenbeamte wegen ihrer ſozialdemo-
kratiſchen Parteitätigkeit außerhalb des Amtes gemaß-
regelt werden, ſo werden auch dieſe Opfer der Scharfmacherei
nicht zu verhungern brauchen. Das Fazit wird gewöhnlich ſein,
daß die Kaſſenverwaltung einen tüchtigen Beamten verlieren,
die Arbeiterbewegung aber eine brauchbare Kraft gewinnen

wird. Und vor ſolchen Konſequenzen ſollte die Sozialdemo-
kratie „aus Parteiintereſſe“ zurückſchrecken

Es iſt weiter nichts als eine alberne Unterſtellung, wenn be
hauptet wird, die Sozialdemokratie bekämpfe die Reichsverſiche-
rungsordnung mit ihren Entrechtungsparagraphen „aus
Parteiintereſſe“. Die Sozialdemokratie bekämpft die geplante
Aenderung, weil ſie
die Rechte der Arbeiter in der Krankenkaſſenverwaltung ver-

mindert,
die Rechte der Unternehmer und der ſtaatlichen Bureaukratie
aber vermehrt. Erſt durch den Einfluß der Unternehmer und
der Bureaukratie aber werden Tendenzen in die Krankenkaſſen
hineingetragen, die mit ihrem eigentlichen Zwecke nichts zu
tun haben.

Was will denn die Arbeiterſelbſtverwaltung in den Kranken-
kaſſen Selbſtverſtändlich nichts anderes als die Kaſſen ſo ein
richten, wie es den Jntereſſen der Kaſſen mitglieder
entſpricht. Die Kaſſenmitglieder haben kein anderes Ziel, als
daß die Kaſſe ihnen im Fall ihrer Erkrankung möglichſt viel
leiſten ſoll! Der Unternehmer geht, wenn er krank wird, nicht
an die Kaſſe, ſondern er ruft einen Profeſſor und reiſt auf
deſſen Rat an die Riviera. Er hat kein anderes Intereſſe an
der Krankenkaſſe als das eine, nicht zuviel für ſie bezahlen zu
müſſen. Und ebenſo iſt die Bureaukratie nicht an den Leiſtun-
gen der Kaſſe intereſſiert, ihr ſteht, namentlich in Preußen, die
„gute Geſinnung“ viel höher als die ordentliche Leiſtung.

Man mag es der Mehrheit glauben, daß ſie ſich einbildet, mit
ihrem Schlag die Sozialdemokratie zu treffen, nicht die Ar
beiter. Aber dieſe blinden Schützen verfehlen ihr Ziel, ſie zer-
trümmern die Selbſtverwaltung der Arbeiter ohne der Sozial-
demokratie den geringſten Schaden zu tun. Zentrum und
Nationalliberale begehen aus parteipolitiſcher Gehäſſigkeit
einen brutalen Raub an Arbeiterrechtenz Die Sozialdemo-
kratie wird dieſen Raub bis zum Aeußerſten bekämpfen, nicht
aus „Parxteiintereſſe“ in engem Wortſinne, ſondern weil ſie die
Partei der Arbeiter iſt!

Jn den Krankenverſicherungsſachen hat nach dem geltenden
Recht das Oberverwaltungsgericht als höchſte Jn-
ſtanz zu entſcheiden. Das ſoll beſeitigt werden und das
Oberverſicherungsamt, das ganz ungeeignet als höchſte Jnſtanz
iſt, in dieſen Streitfällen das letzte Wort ſprechen. Die
Sozialdemokraten beantragten, daß die Berufung an das Ober-
verwaltungsgericht wieder zuläſſig ſein ſoll. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Ferner beantragten die Sozialdemokraten, daß die Kranken-
kaſſen dem Reichsverſicherungsamt auf Verlangen Auskunft
über die Durchführung der Krankenverſiche-
rung und Krankenverhütung geben und die dazu
notwendigen Erhebungen veranſtalten ſollen. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Die Beiträge für die Krankenverſicherung dürfen, wenn nicht

die Unternehmer ausdrücklich zuſtimmen, nicht höher als
4 Prozent des Arbeitslohne s ſein. Die Sozial-
demokraten beantragten, dieſe ganz ungenügende Maximal-
ziffer auf 6 Prozent zu erhöhen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Krankenkaſſen können ſich durch übereinſtimmenden Beſchluß

ihrer Ausſchüſſe zu einem Kaſſenverbande ver-
einigen. Der Kaſſenverband hat ſehr wichtige Aufgaben
zu erfüllen, ſo auch Krankenhäuſer zu errichten. Jedoch iſt
für dieſe Krankenverbände vorgeſchrieben, daß ſie ſich ohne be
ſondere Zuſtimmung des Oberverſicherungsamtes nur dann
vereinigen dürfen, wenn ſie ihren Wohnſitz im Bezirk desſelben
Verſicherungsamtes haben. Die Sozialdemokraten bean-
tragten, dieſe ganz unberechtigte Einſchränkung für die Kaſſen-
verbände zu ſtreichen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Für Kaſſenvereinigungen anderer Art, die den

allgemeinen Zwecken der Krankenhilfe die-
nen, dürfen Kaſſenmittel nur mit Zuſtimmung beider Grup-
pen im Vorſtande verwendet werden. Die Sozialdemokraten
beantragten, daß dieſe im Jntereſſe der Arbeiter unumgänglich
notwendigen Ausgaben auf einfachen Beſchluß der Mehrheit
im Vorſtande gemacht werden dürfen. Das würde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Der Unternehmer kann ſeine land wirtſchaftlichen Arbeiter

von der Vperſicherungspflicht unter gewiſſen Bedingungen
freimachen es iſt dazu nur nötig, daß er ſich bereit er-
klärt, ſeinen erkrankten Arbeitern die Leiſtungen zu gewähren,
die den Leiſtungen der zuſtändigen Krankenkaſſegleich-
wertig ſind. Dieſe Umgehung der Krankenverſicherung
wollten die Sozialdemokraten geſtrichen haben. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß dem Verſicherungs-
pflichtigen, der auf dieſe Weiſe von der Mitgliedſchaft in einer
Krankenkaſſe ausgeſchloſſen iſt, die Auswahl unter den von der
zuſtändigen Kaſſe für den Aufenthaltsort des Kranken geſtellten
Aerzten freiſteht. Das wurde

abgelehnt von den Kompromiſiparteien.

Die Befreiung von der Verſicherungspflicht iſt nur dann zu-
läſſig, wenn die Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers ſicher
iſt. Ob die Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers ſicher iſt,
entſcheidet zunächſt die Krankenkaſſe. Wenn die Krankenkaſſe
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die Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers beſtreitet, dann kann
die Aufſichtsbehörde die Leiſtungsfähigkeit anerkennen
und dadurch den Unternehmer von der Verpflichtung, ſeine Ar
beiter zu verſichern, befreien Die Sozialdemokraten be-
antragten, daß all ein die Krankenkaſſe zu entſchei-
den hat, ob der Unternehmer leiſtungsfähig iſt oder nicht. Das
wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Stellt ſich ſpäter heraus, daß der Unternehmer nicht
leiſtungsfähig iſt, ſo hat die Kaſſe dem kranken Arbeiter
alles zu leiſten, wozu der Unternehmer verpflichtet geweſen iſt.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß die Staats-
kaſſe der Krankenkaſſe das erſetzen muß, was ſie auf dieſe
Weiſe für leiſtungsunfähige Unternehmer zu leiſten hat, da
ja die Staatsbehörde in letzter Linie darüber entſcheidet,
ob der Unternehmer als leiſtungsfähig anerkannt wird oder
nicht. Das wurde

abgelehnt von all en bürgerlichen Parteien.
Tritt der Arbeiter eines Unternehmers, der ſeinen Arbeiter

von der Verſicherungspflicht hat befreien laſſen, aus ſeiner
Arbeit, ſo kann der Arbeiter der Zwangskaſſe als freiwilliges
Mitglied beitreten und die Krankenkaſſe hat ihn im Falle der
Erkrankung die ſtatutengemäßen Leiſtungen zu gewähren.
Die Sozialdemokraten beantragten: Wenn im erſten Jahre
nach dem Beginn der Weiterverſicherung die Unterſtützung
eines ſolchen Arbeiters ſeitens der Kaſſe notwendig wird, ſo
hat der Unternehmer der Kaſſe den Ueberſchuß der Aufwen-
dungen über die eingezahlten Beiträge zu erſetzen. Das
wurde

abgelehnt von all en bürgerlichen Parteien.

Die Satzung einer Landkrankenkaſſe kann allgemein oder für
gewiſſe Gruppen Verſicherter als Krankengeld für die Zeit vom
1. Oktober bis 31. März oder für einen Teil dieſer Zeit bis
auf ein Viertel des Ortslohnes herabſetzen. Die Sozial-
demokraten beantragten, daß dieſe ganz unberechtigte Schädi-
gung der Arbeiter, die auch im Winter auf einen vollen
Verdienſt angewieſen ſind, geſtrichen wird. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Die Landkrankenkaſſen können die ſogenannte erweiterrte
Krankenpflege einführen. Jn Wahrheit iſt ſie eine ver-
kürzte Krankenpflege. Der Unterſchied der ſogenannten er-
weiterten Krankenpflege gegen die regelmäßige Krankenpflege
beſteht darin, daß auch der verheiratete Kranke unter allen Um-
ſtänden der Einweiſung in ein Krankenhaus Folge leiſten muß.
Wenn er dies aus zwingenden Gründen nicht tut, ſo kann ihm
das Krankengeld entweder ganz oder teilweiſe verweigert wer-
den. Die Sozialdemokraten beantragten, daß dieſe Schädi-
gung der land wirtſchaftlichen Arbeiter geſtrichen wird. Das
wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Außerdem kann bei der erweitetren Krankenpflege ſogar das
Hausgeld, d. h. die Unterſtützung der Familienangehörigen des
Kranken ganz oder teilweiſe verweigert und das Sterbegeld
geſchmälert werden. Die Sozialdemokraten beantragten, daß
auch dieſe Schädigung der landwirtſchaftlichen Arbeiter ge-
ſtrichen werde. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Den in der Landwirtſchaft beſchäftigten Perſonen mit Aus-
nahme der Gärtner, ſowie der vorübergeehnd in der Land-
wirtſchaft beſchäftigten gewerblichen Arbeiter iſt es ver-
boten, einer freien Hilfskaſſe als Erſatzkaſſe beizu-
treten. Die Sozialdemokraten beantragten, daß auch in
dieſer Beziehung die landwirtſchaftlichen Arbeiter nicht min-
deren Rechtes ſein ſollten, als die anderen Arbeiter. Das
wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Den Dienſtboten kann das Krankengeld von ſeinem
Lohne abge zogen werden, den er von dem Dienſtberechtig-
ten für die Zeit der Krankheit zu beanſpruchen hat. Die
Sozialdemokraten beantrazten, daß dieſe Ausnahmebeſtimmung
geſtrichen werde. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Verſicherung der unſtändig Beſchäftigten, d. h.
der ſogenannten Gelegenheitsarbeiter iſt bedeutend ungünſtiger
als die Verſicherung der anderen Arbeiter. Dabei gilt als un-
ſtändig nicht nur wie es in der Regierungsvorlage vorgeſchlagen
war und wie es ſonſt in der Rechtſprechung feſtgelegt iſt, die
Beſchäftigung, die nach der Natur der Sache oder im voraus
durch den Arbeitsvertrag auf weniger als 1 Woche beſchränkt
iſt, ſondern auch die nach der Natur der Sache auf weniger als
eine Woche beſchränkt zu ſein pflegt. Die Sozial-
demokraten beantragten, daß dieſe Erweiterung der unſtändigen
Beſchäftigung, durch die weite Kreiſe der Arbeiterſchaft, die in
Wahrheit nicht unſtändig beſchäftigt ſind, für Gelegenheits-
arbeiter“ erklärt werden können, geſtrichen werde. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Beiträge und Leiſtungen ſetzt die Satzung nicht wie bei

den anderen gewerblichen Arbeitern nach dem wirklichen Ver
dienſt, ſondern nach dem meiſtens viel niedrigeren Ortslo hn
b ſonders feſt. Die Sozialdemokraten beantragten die
Streichung dieſer Ausnahmebeſtimmung. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
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Die unſtändig Beſchäftigten ſollen nur dann auf die Mehr
leiſtungen der Kaſſe Anſpruch haben, wenn dies in der Satzung
der Kaſſe ausdrücklich beſtimmt iſt. Die Sozialdemokraten
beantragten, daß die unſtändig Beſchäftigten in bezug auf die
Leiſtungen den andern Mitgliedern ihrer Kaſſe gleichgeſtellt
ſein ſollen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Satzung kann beſtimmen, daß für unſtändig Beſchäftigte

der Anſpruch auf Haſſenleiſtungen erſt nach einer Wartezeit von
höchſtens 6 Wochen entſteht. Die Sozialdemokraten beantrag-
ten, dieſe Beſtimmung zu ſtreichen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten beantragten ferner, daß der Unter-

nehmer, der den Verſicherten im Laufe einer Woche zuerſt
beſchäftigt, den Beitragsteil des Verſicherten für die ganze
Woche zu entrichten hat. Er ſoll berechtigt ſein, dem Verſicher-
ten den Betrag bei der nächſten Lohnzahlung abzuziehen. Das
wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten beantragten. daß der Unternehmer am

Schluſſe jeden Monats den Geſamtbetrag ſeines Beitragsteils
der Kaſſe zu zahlen hat. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die unſtändig beſchäftigten Arbeiter bleiben Mitglieder der

Kaſſe auch während der Zeit, in der ſie vorübergehend arbeits-
los ſind. Die Sozialdemokraten beantragten, daß für dieſe
Zeit der Gemeindeverband die Beiträge an die Kaſſe zu entrich-
ten hat. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Auch die Verſicherung der Hausgewer betreibenden

und deren Arbeiter iſt viel ungünſtiger als die Verſicherung
der andern nicht gewerblichen Arbeiter. Deshalb beantragten
die Sozialdemokraten, daß dann, wenn dem Auftraggeber die
Zahl der von ihm beſchäftigten Hausgewerbetreibenden und
ihre Arbeiter ebenſo wie die andern gewerblichen Arbeiter ver-
ſichert werden. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien,

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 16. Mai 1911.

Lindemann wäre nicht beſtätigt worden!
Durch den Mißerfolg den die Stuttgarter Oberbürgermeiſter-

kandidatur des Parteigenoſſen Dr. Lindemann hatte, iſt es der
württembergiſchen Regierung erſpart geblieben, die Frage der
„königlichen Beſtätigung“ zu löſen. Die Oeffentlichkeit nahm
meiſtens an, die Beſtätigung würde ohne weiteres erfolgen, da
ja Lindemann in republikaniſchen Fragen nicht ſtreng denke,
bereits zu Hofe gegangen ſei und überdies die Stuttgarter
Sozialdemokraten ihn von der Befolgung dem entgegenſtehen-
den Parteibeſchlüſſe ausdrücklich entbunden hätten. Wie aber
die württembergiſche Regierung in Wirklichkeit über die Sozial-
demokratie denkt, das verrät ſie in ihrem Amtsblatte,
dem Württembergiſchen Staatsanzeiger, der über den Wahl-
ausfall ſchreibt:

Der Sieg, den die Stuttgarter Bürgerſchaft errungen
hat, iſt hoch erfreulich. Er hat den politiſchen
Ruf der württembergiſchen Hauptſtadt vor dem Reiche ge-
rettet. Der Anſpruch ſozialdemokratiſcher Maſſenherr-
ſchaft iſt zurückgewieſen, wodurch die weitere aufwüh-
lende Agitation ferngehalten und der Haupt-
und Reſidenzſtadt eine ruhige und gedeihliche Entwicklung
geſichert iſt. Es wird der Bürgerſchaft überall zum Ruhme
angerechnet werden, daß ſie ihre Sache nicht auf einen Ein-

griff der Staatsregierung und der Krone und
auf die unabſehbaren Wirrniſſe eines wiederholten
Wahlganges ankommen ließ, ſondern mit Tatkraft

und Ent ſchloſſenheit ſelbſt in die Hand genommen
hat.

Das iſt klare Sprache. Sie ſagt, daß die Wahl Linde-
manns nicht beſtätigt worden wäre, daß im Gegenteil
„die Regierung und die Krone eingegriffen“ hätten und
die „Wirrniſſe wiederholter Wahlgänge“ erzwungen hätten.
Auch das iſt wieder eine ſehr deutliche Lehre für unſere
Parteigenoſſen, dem herrſchenden Regiment keine Kon-
zeſſionen, auch nicht einmal formale zu machen, da
ſie erſtens unſere eigenen Reihen zerrütten und damit unſere
Kraft ſchwächen, zweitens auf den Klaſſeninſtinkt und das
Machtbewußtſein des Gegners gar keine Wirkung haben. Von
einem „ſanften Hineinwachſen in den Zunkunftsſtaat“ mit
„königlicher Beſtätigung“ iſt auch in Württemberg keine Rede.
Wer das noch glauben ſollte, den belehrt die ſonſt ſo ſehr als
liberal geprieſene württembergiſche Regierung höchſtſelbſt eines
beſſeren.

Arbeiterentrechtung kittet den Sammelblock.
Der Steuerraubzug hatte für einen Augenblick die National-

liberalen aus der engen Gemeinſchaft der Junker hinausge-
trieben. Die Herrſchaften haben ſich aber bei der Reichsver-
ſicherungsordnung, wo es um den Rechtsraub der Arbeiterſelbſt-
verwaltung geht, bereits wieder innig zuſammengefunden. Bei
allen Reaktionären, die den Zuſammenbruch bei den nächſten
Reichstagswahlen fürchten, keimt die frohe Hoffnung, daß es
nicht ſo ſchlimm werden wird, wenn Junker, Pfaff und Groß-
kapitaliſt eine geſchloſſene Phalanx gegen die Arbeiterklaſſe
bilden. Bethmann hat mit ſeiner Sammelparole bereits Glück
gehabt. Eine halboffiziöſe Meldung beſtätigt die Freude des
Reichskanzlers darübher. Sie ſagt, wenn auch die reichs-
ländiſche Verfaſſungsreform ſcheitere, ſo ſei dadurch nicht etwa
die Stellung des Reichskanzlers gefährdet,

am wenigſten aber gerade jetzt, wo ſichere Ausſicht vorhanden
iſt, daß das große Werk der Reichsverſicherungsordnung in
dieſer Seſſion unter Dach gebracht wird, und zwar nicht bloß
in einer Faſſung, welche den Abſichten der Regierung durch
aus entſpricht, ſondern auch unter Zuſammenfaſſung des
weitaus größten Teiles der durch die Reichsfinanzreform in
feindliche Lager geteilten bürgerlichen Parteien zu gemein-
ſamer poſitiver Arbeit. Das iſt ſowohl unter dem ſachlichen
wie unter dem politiſchen Geſichtspunkte ein ſo großer Erfolg,
daß dagegen ein etwaiges Scheitern des elſaß-lothringiſchen
Verfaungsentwurfes nicht ſchwer ins Gewicht fallen würde.

Die Arbeiter erſehen wieder klar, welche Tatſachen und
welche Schurkenſtreiche alle politiſchen Parteien der beſitzenden
Klaſſen vereinigen. Arbeiterentrechtung kittetl

Wann kommt das Zuchthausgeſetz?
Die Petitionskommiſſion des Reichstags hatte ſich mit einer

Anzahl Petitionen aus Unternehmerkreiſen zu beſchäftigen, die
„geſetz liche Maßnahmen gegen Streikende“
fordern. Bei dieſer Gelegenheit wurde die Regierung auch
gefragt, wie es mit der angekündigten Ausnahmegeſetz-
gebung gegen Streikende ſtehe. Geheimrat Dr. Joel
konnte keine Auskunft geben, was in der vom Reichsjuſtizamt
eingeſetzten Kommiſſion bisher zuſtande gekommen ſei. Es
käme außer dem Straf geſetzbuch auch noch die Ge-
werbeordnung in Frage. Auch müſſe die Frage geſtreift
werden, ob eine Schadenerſatzpflicht der Gewerk-
ſchaften für doloſe Schädigungen einzuführen ſei, was wie-
der mit der Frage der Rechtsfähigkeit der Berufsvereine zu-
ſammenhänge. ſozialdemokratiſchen Abgeordneten
wandten ſich nachdrücklich gegen dieſe Petition und verlangten
Uebergang zur Tagesordnung. Auf Antrag eines Zentrum s-
mannes wurde dagegen mit s gegen 12 Stimmen Ueber-
weiſung als Material beſchloſſen. Zentrum, Konſer-
vative und Nationalliberale ſtanden in feſter Brüderſchaft zum
Zuchthausgeſetz. Es lebe!

Die

Der ſchwarzblaue Zweckverband.
Am Montag hat das Dreiklaſſenhaus das Groß-

Berliner Zweckverbandsgeſetz in zweiter Leſung er-

ledigt. Alle Bemühungen unſerer Genoſſen, das Geſeß u
verbeſſern, waren umſonſt. Dafür haben die Schwarzblanen
auch hier die ſchon beim allgemeinen Zweckverbandsgeſetz vor
genommene Verſchlechterung durchgedrückt, daß die Mitglieder:
des Verbandsausſchuſſes als Beamte vereidigt und unter das
Diſziplinarverfahren geſtellt werden. Genoſſe Dr. Liebknecht,
der mit Genoſſen Hoffmann die einzelnen reaktionären Be-
ſtimmungen des Geſetzes einer Kritik unterzog, die nach dem
gezwungenen Gelächter der Junker und dem Aufſchreien ge-
wiſſer Zentrumsleute zu ſchließen, recht ſchmerzhaft war, ſagte
auch über dieſe Verzierung des Groß- Berliner Zweckverbands
alles Nötige mit ungenierter Deutlichkeit. Eine ſehr inter-
eſſante Auseinanderſetzung unſerer Genoſſen mit den Frei-
ſinnigen brachte die Frage des Wahlrechts zur Ver
bandsverſammlung. Der Fortſchrittlichen Volkspartei wurde
ſchlüſſig nachgewieſen, daß ſie die Einführung des
gleichen Wahlrechts in ihrer Domäne, der Städtever-
waltung, mit den gleichen „Gründen“ bekämpft, mit
denen ſich die Junker und Heiligen gegen die Demokratiſierung
des preußiſchen Landtags ſträuben. Ein varmherziger Schluß-
antrag erſparte den Herren Caſſel, Fiſchbeck u. ſ. f. die peinliche
Antwort, die ſie aber bei der dritten Leſung geben wollen.
Dieſe wird ſchon am Dienstag ſtattfinden, da die Volkspartei
ſich nicht dazu aufſchwingen konnte, den Widerſpruch unſerer
Genoſſen gegen die Nichtbeachtung der geſchäftsordnungsmäßig
erforderlichen Friſt von 24 Stunden zu unterſtützen. Das
Haus beſprach dann Petitionen.

„Es wird nicht eher beſſer, bis die Roten einziehen.“
Ein preußiſches „Kulturdokument“ von unwiderſteh-

lichen Reize ſrellt die folgende Geſchichte dar. Jm Dorfe Kgl.
Jankowitz des Rybniker Kreiſes in Oberſchleſien führt der Zen-
trun:sgeiſtliche Schliwa ein ſtrenges Regiment. Dieſer chriſt
lich Mann iſt u. a. Vorſitzender eines Spar- und Dar-
lehnskaſſenvereins, und weil eine arme Bauernwitwe,
die Mitglied dieſes Vereins iſt, ſich mal erlaubt hat, zu ſagen,
daß es in Kgl. Jankowitz nicht eher beſſer werden wird, bis
dort die Sozialdemokraten die Oberhand gewinnen, hat er ver-
anlaßt, daß ſie aus dem Verein ausgeſchloſſen wurde, worüber
ſie durch ſolgendes Schreiben in Kenntnis geſetzt wurde:

Königlich Jankowitz, den 2. April 1911.
Un die Viertel-Bauernwitwe Frau Albertine Kuska,

zu Königl. Jankowitz.
Wir benagchrichtigen Sie hierdurch, daß Sie lt. Beſchluß des

Vorſtandes zum Schluſſe des Geſchäſtsjahres ausgeſchloſſen
ſind und teilen Jhnen ſtatutengemäß in Folgendem den Be
ſchluß mit. Er lautet:

Von der Mitgliedſchaft iſt die Viertel-Bauernwitwe Alber-
tine Kuska von hier zu entbhinden und aus dem Kgl. Janko-
witzer Spar- und Darlehnskaſſenverein e. G. m. b. H. in Kgl.
Jankowitz auszuſchließen, weil unſere Genoſſenſchaft auf
chriſtlicher und ſtaatstreuer Grundlage baſiert,
p. Kuska aber ſozialdemokratiſcher Geſinnung huldigt, indem
ſie feierlich erklärte, daß es in Jankvowitz nicht beſſer wird,
bis die Roten hier Beſitz ergreifen werden. Auch unterſtützt
ſie die Beſtrebungen der Radikalpolen durch Gewährung
ihrer Wohnung zu Verſammlungen.

Sie verlieren damit das Recht, an den Generalverſamm-
lungen teilzunehmen.

Das eingezahlte Geſchäftsguthaben von 10 Mk. ſteht Jhnen
gegen Quittung bei der Vereinskaſſe binnen ſechs Monaten
nach Schluß des laufenden Geſchäftsjahres zur Verfügung.
Auch haben Sie Jhren Verpflichtungen gegen unſere Kaſſe
in demſelben Zeitraum nachzukommen.
Kgl. Jankowitzer Spar u. Darlehnskaſſenverein e. G. m. b. H.

Schliwa. Metnka. Kuczera.
Es wird in der Tat Zeit, daß die Roten in Königlich

Jankowitz einziehen und dieſer „chriſtlichen und ſtaatstreuen“
Terrorismuswirtſchaft (die ebenſo tragiſch als heiter wirkt)
ein Ende machen.

Beutſches Reich.
Wann endet die Legislaturperiode des Reichstages? Zu

dieſer in der letzten Zeit viel erörterten Frage nimmt nun in
der Deutſchen Juriſten-Zeitung der Staatsrechtslehrer Pro-

Er kommt zu dem Schluß:feſſor Zorn- Bonn das Wort.

Wenn der Vorhang fälſt.

Aus der Komödie des Lebens.
Roman von Jonas Lie.
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Ellens Blut war in Aufruhr.
Es ſtand etwas vor ihr und klang in ihren Ohren etwas,

das Mathias Wiig ihr einſt erzählt hatte; er hatte in all den
Jahren ſie in ſeine Gedankenwelt eingeführt, etwas von den
Amazonen, die ſich die Bruſt abſchnitten, um ihre Bogen
ſpannen zu können.

Da ging nun ſo ein armes Weib, das ihren Boden nicht ein-
mal allzu ſtraff ſpannen konnte und hatte ihre Bruſt nach
Kräften gegen die Mutterfreude verhärtet, nur um ſich ihre
honette Stellung in der Welt zu wahren.

Und hier ging ſie ſelber, noch viel ärmer, mit durchſchnittenem
Lebensfaden!

Sie hatte ja nicht einmal etwas zu verantworten
für das ſie ſich die Bruſt abſchneiden konnte!

Früher hatte ſie durch alles hindurch doch immer ſein Antlitz
wie ein tiefes, ſeelenvolles Bild geſehen!

Jetzt war das Porträt der Wand zugekehrt.
Mit aufgehäufter Bitterkeit erinnerte ſie ſich nur einer

ſchwankenden Erſcheinung mit kotbeſudelten Stiefeln, einem
toten, entzündeten Blick und ſtammelndem Mund. Es
Liebestorheit und das Seelenleid von zwölf
Jahren begonnen in ihrer früheſten Jugend
nun äußerlich und innerlich losgeriſſen war.
feſten Entſchluß der ſo beruhigend war

Sie ſtürzte ſich auf ihre Arbeit inſpizierte, trieb zur Eile
an, ordnete, beſtimmte. Sie hatte ein paar recht hitzige
Affären mit Untergeordneten, die tontrolliert, in Zucht geha!
ten, angeleitet werden mußten. Alles ging kurz, korrekt, b
ſtimmt vor ſich. Es war wie die Zapfen und Schrauben einer
Maſchinerie. Ellen war ein klarer Kopf und faßte die Dinge
mit richtigem, überlegenem Takt an. Aher was ihr Jnnerſtes
in Spannung halten, ihre Seele ängſtigen konnte, war vor
über.

Das Leben war für ſie zur Fabrikarbeit geworden die
Vergangenheit war gerichtet und verſunken. So daß ſie
nun nur noch denken konnte es war einmal! Es iſt einmal
geweſen!

Uebrigens wußte ſie ganz genau, daß er ſich in dem Raum
zwiſchen Rauchzimmer und Schiffsküche auf dem zweiten Deck
aufhielt, von wo aus er alles im Auge behielt, was auf dem
erſten Deck vor ſich ging.

Es war ihr etwas auffallend, daß Wangenſtein nun ſchon
zum zweitenmal vorüberging, ohne zu grüßen.

Er war alſo nicht dort?
Und ſie hatte ihn auch nicht geſehen, als ſie drunten war und

nit Fräulein Morland ſprach.
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ſo ſicher!

Aber das ging ſie nichts mehr an! Nur für einen Moment
war gewohnheitsmäßig etwas wie die alte Angſt in ihr
emporgeſtiegen. Sie kannte ja die Gefahr, wenn er ver-
zweifelt war.

Jmmer wieder trieb ſie ſich ſelbſt zur Arbeit an. Das be-
täubte die Gedanken.

Ohne ſich Rechenſchaft darüber abzulegen, ſtand ſie eine
Weile darauf unwillkürlich oben am Geländer des Prome-
nadendecks, von wo aus man eine Ueberſicht hatte.

Jhre Ahnung hatte ſie nicht betrogen da ſtand er mitten
auf dem dritten Platze.

Er ſchien unten einen Verkauf ſeiner Photographien einge-
richtet zu haben.

Eine Menge von Landsleuten ſtanden um ihn herum. Man
ſchenkte ein und ſchwatzte und trank.

Mit einemmal kam es über ſie, als müßte ſie hinunter-
rufen Mathias!

Faſt ſchien es ihr, als hätte ſie es getan verzweifelt
wandte ſie ſich um und ſtürzte hinunter zu ihrer Arbeit.

2 5 eMathias Wiig war vom frühen Morgen an mitten in dem
wimmelnden Leben auf dem dritten Platz geweſen.

Die Bilder machten Stimmung die Stimmung des Wieder-
ſebhens von Heimat und Vergangenheit. Und es zeigte ſich, daß
die Landsleute ſie jetzt ſchon mit anderen Augen und in an-
derer Gemütsverfaſſung betrachteten.

Es lag Frohſinn und Feſtlichkeit in der Luft.
Allerhand verbotene Tropfen und Flaſchen wurden hervor-

geſchmuggelt; man trank und ſtieß an.
Für Mathias Wiig klang das Klirren

Gläſer wie Schellengeläut aus alten Zeiten, da er ſelbſt oft
genug auf verbotenen Wegen mitgefahren war während man
ihm, im Namen des Patriotismus, hier ein Glas und dort
großmütig eine volle Flaſche bot

und Klingen der

Unvorſichtig verſchüttete Branntweintropfen befeuchteten eine
oder die andere der Photogravbhien und rannen klebrig über die
e bten Fjelds hernieder

d nötigte zum Trinken, man wurde gerührt
illte und felte ihm die Ohren voll und ſtellte die

Schn psgläſer a einem Tiſche ab.
Und hinter ihm kreiſchte und ſchrie der Laienprediger, der

Traktate feilbot, und malte aus, wie er ſich hier auf dem Turm
zu Babel befände inmitten der Sprachenverwirrung.

Wathias Wiig war müde und ſchwindlig.
Ein überſtrömend gutmütiger, taumelnder Menſch ſtieß ihm,

im Schauteln des Schiffes ſchwankend, ſein bis zum Rand ge-
fülltes Glas vor die Bruſt.

Sonderbar auf ſeinen Lippen war ein brennender Ge-
ſchmack in ſeinem Mund ein Tropfen aus dem Glas!

Es wurde ganz ſtill in ihm, als ob etwas geſchehen wäre
als ob etwas geſchehen müßtel!

Er war entſchuldigt! Vor einem Regentropfen kann
kein Menſch ſich ſchützen

Er ſchluckte nicht einmal.

eeeeeeeeeeeeeeeeEWd-Und es war nur ein halber Tropfen!
Aber er brannte auf ſeiner Zunge wie Feuer, ſo wie ein

Waſſertropfen lange auf einem heißen Kachelofen ſitzen kann,
ohne zu verdunſten.
Das Geſchäft war ihm völlig Nebenſache geworden; ſchließ-

lich war es auch nichts ſehr unbedeutend nichts, das die
Phantaſie beſchäftigen konnte.

Hinter ihm ſchrie der Wanderprediger vom Turm zu Babel.
Er hörte jedes Wort, während er redete und über die Preiſe

der Photographien Beſcheid gab.
Er ſcheute ſich vor ſeinen eigenen Gedanken, unter denen eine

Art von Panik ausgebrochen war, und heftete ſeine Aufmerk-
ſamkeit hartnäckig auf den Wanderprediger.

Zwiſchen den beiden unterſten Photographieſtößen hotte
ein volles Glas geſtanden.

Er griff plötzlich nach der Stelle nur um es vor den Augen
der Leute zu verbergen.

Aber ſeltſam jetzt ſtand es nicht mehr da!
Und doch hatte er es geſehen wirklich geſehen

kein Menſch war dageweſen!
„Krampfhaft hielt er ſeine Gedanken auf den Prediger ge-

richtet, der ſich immer zorniger gegen das Volk zu Babel er-
eiferte. das da Ohren hatte, und nicht hörte.

Schließlich legte er in grotesker Demonſtration ein Schlächter
meſſer vor ſich hin. Er wies darauf und rief, daß die Men
ſchen weder die Wahrheit noch die Argliſt des Böſen verſtün-
den ſie hätten alle das Meſſer in ihren Eingeweiden und
den Tod an der Kehle!
Mathias Wiig blickte wieder hin das Glas ſtand da wirk-

lich da und plötzlich griff er zu, um die Tatſache zu kon-
ſtatieren.

Es war nicht da.
„Heſtig und mit brennenden Augen blickte er nach einem wirk-

lichen Glas aus und ſtreckte mit einem Kopfnicken die Hand
ne vergnüugten Kunden entgegen, als ſein Blick von einer
Erſcheinung oben auf dem Sturmdeck gefeſſelt wurde, die mit
einemmal wieder verſchwand.

Ellen!
Eine plötzliche Angſt packte ihn.

Rand der Hallucingtion
den

Mit gewaltſamer Eile packte er ſeine Sachen in den Koffer
und eilte hinweg.

Er mußte auf Deck und friſche Luft ſchöpfen.
r ging und ging auf und ab

war hatte ex den Wanderprediger nicht verwunden; in ihm
ar ein Empfinden, als wäre ein Meſſer durch ſeine Seele

arg en. als wäre etwas geſchehen, das faſt wie ein Wunder

W 2wag e73 es nicht einfach das Naturgeſetz des Jnſtinkts geweſen
Er ſich plötzlich aufgerichtet und gerettet hatte.

gand eret ſich nicht verheimlichen, daß er diesmal dicht am
bgrundes geſtanden hatte!

Fortſetzung folgt.

und

Schon früher hatte er am
des drohenden Deliriums geſtan-
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„Die Legislaturperiode endet, falls nicht frühere Auflöſung
erfolgt, mit dem Ablauf des Tages, an dem das 5. Kalenderjahr
vom Tage der allgemeinen Wahl ab zu Ende geht. Bis zu
dieſem Zeitpunkte kann ein deutſcher Reichstag mit voller ver-
faſſungsmäßiger Wirkung alle diejenigen Aufgaben erfüllen,
die die Verfaſſung dem Reichstage zuweiſt; es beſteht rechtlich
auch nicht die geringſte Einſchränkung in dieſer Beziehung, und
man wird gut tun, in einer Rechtsfrage ausſchließlich dieſen
rechtlichen Geſichtspunkt feſtzuhalten und ihn nicht, durch poli-
tiſche Tendenzen verwirren zu laſſen.“

Zur reichsländiſchen Verfaſſungsreform wird halbamtlich
mitgeteilt, daß in den letzten Tagen keinerlei Aenderung der
Situation eingetreten ſei. Die Verhandlungen der Regierung
mit den dem Geſetze freundlich gegenüberſtehenden Parteien
dürften dieſer Tage wieder aufgenommen werden, nachdem der
Reichskanzler bereits am Sonntag wieder nach Berlin zurüd-
gekehrt ſei.

Einer, den der Kuhhandel empört. Aus Straß-
burg wird gemeldet: Jn einer Wählerverſammlung gab
Reichstagsabg. Delſor geſtern bekannt, daß ihn die Ver-
handlungen in der elſaß-lothringiſchen Verfaſſungskommiſſion

ſo angewidert hätten, daß er ſeine Demiſſion als Mit-
glied der Verfaſſungskommiſſion nach Berlin geſchickt habe.
Der Mann iſt ehrlich. Er paßt nicht für die heutige „nationale“
Politik.

Fortſchrittliche Anmaßung. Jm Anſchluß an das Land-
tagswahlergebnis im württembergiſchen Oberamt Leonberg
hatte die fortſchrittliche Preſſe die Erwartung ausgeſprochen,
daß die Sozialdemokrat en ihren Kandidaten bei der
Stichwahl zugunſten des volksparteilichen Kandidaten zu rüſck-
Ziehen, obwohl der Sozialdemokrat einen Vorſprung von
300 Stimmen über den Fortſchrittler erzielte. Eine Sonntag
ſtattgefundene Bezirkskonferenz der ſozialdemokratiſchen Partei
hat natürlich beſchloſſen, unbedingt an der ſozialdemokratiſchen
Kadidatur feſtzuhalten. Jn Württemberg können bei Stich-
wahlen alle Kandidaten wieder kandidieren, und derjenige
gilt dann im zweiten Wahlgange als gewählt, auf den die
meiſten Stimmen entfallen.

Frankreich.
Schlamperci in den Miniſterien.

Paris, 16. Mai. Der Matin hat ſich jetzt auf die Suche
nach Unregelmäßigkeiten bei franzöſiſchen Miniſterien gemacht
und feſtgeſtellt, daß die Belaſtung des Miniſteriums des
Jnnern durch Reiſediäten der Beamten recht im argen
diegt. Zahlreiche Beamte haben regelmäßig Diäten erhalten,
obgleich ſie Paris nie verlaſſen haben. Eine ganz beſondere Höhe
haben die Reiſegelder, welche von der nach England geſandten
land wirtſchaftlichen Studienkommiſſion bezogen wurden. Eine
beiſpielloſe Unordnung herrſche auch in den Kolonialmini-
ſterien. Das genannte Blatt führt hierbei aus, daß im Budget
für die Jnſel Reunion gleichzeitig die Gehälter für drei
Gouverneure mit 25000, 15 000 und 12500 Frank ein-
geſtellt wurden. Auch die Kolonie Gnadeloupe habe zwei
Gouverneure mit 30000 und 15 000 Frank zu bezahlen. Achn-
liche Unregelmäßigkeiten weiſen auch die Budgets anderer
Kolonien auf.

Spanien.
Oie drohende Miniſterkriſe.

Um das Kabinett Canalejas ſteht es nicht zum beſten.
Die von dem Premierminiſter eingeſchlagene Steuerpolitik hat
zuſammen mit dem eingeleiteten Marokkoabenteuer,
das dem ſpaniſchen Volke neue ſchwere Steuerlaften auferlegt,
eine tiefgehende Unzufriedenheit im Volke hervorgerufen. Die
Ablöſung der Verbrauchsſteuern und vorgeſchlagene Neu-
beſteuerung der Wohnungsmieten, die in Madrid bereits 30 bis
40 Prozent höher ſind als zum Beiſpiel in Barcelona würden
das Leben des Proletariers noch bedeutend ungünſtiger ge-
ſtalten als bisher. Das Regierungsblatt Jmparcial gibt
dies offen zu. Sollte Spanien tatſächlich ernſte Schritte in
Marokko unternehmen, ſo wäre ein energiſcher Proteſt
der Republikaner und Sozialiſten ſicher. Die So-
zialiſten erklärten ſich in einer großen Verſammlung in Barce-
long als ent ſchiedene Kriegsgegner. Ob Canalejas
im gegebenen Augenblick allen dieſen Schwierigkeiten und Un-
ſtimmigkeiten ſtandzuhalten in der Lage iſt, wird in politiſchen
Kreiſen aller Schattierungen ſehr bezweifelt. General Wey-
ler wird demnach nicht ganz mit Unrecht als der kommende
Mann bezeichnet. Er ſoll auf dem Boden der Militärpartei
ſtehen, die ein Eingreifen in Marokko vünſcht.
Wehyler ſoll angeblich „mit ſtarker Fauſt“ die Kriegsgegner, das
ſind die Republikaner und Sozialiſten, niederhalten.

Daß dies der Anfang vom Ende der ſpaniſchen Monarchie
und die Errichtung der Republik bedeuten würde, das feſt-
zuſtellen, dazu bedarf es keiner Prophetengabe.

Die Streikbewegung.
Madrid, 15. Mai. Die Bemühungen des Miniſterpräſi-

denten Canalejas, die zwiſchen den Unternehmern und Ar-
beitern beſtehenden Differenzen auszugleichen, ſind geſchei-
tert und man ſieht einer großen Erregung und einem lang-
dauernden Streik entgegen. Die Bäcker beſchloſſen geſtern in
einer Verſammlung, ebenfalls in den Ausſtand zu treten, der

Zeitpunkt hierfür wird jedoch geheim gehalten. Die Streil-
bewegung iſt im ſtändigen Wachſen begriffen, und
man nimmt an, daß der Generalausſtand noch in dieſer
Woche erklärt wird.

TCürkei.

Die Differenzen in der jungtürkiſchen Parter.
Konſtantinopel, 15. Mai. Jn der geſtrigen Verſamm-

lung der Partei Einheit und Fortſchritt in Beykos
wurde Seid Bey zum Obmann gewählt. Durch die Ver-

ſammlung ſind anſcheinend die Differenzen in der Komilee-
partei beigelegt. Die alte Gruppe hat geſiegt. Dadurch iſt die
Stellung der Regierung geſtärkt, beſonders auch die des Scheichs

ul Jslam, der in den letzten Tagen Rücktrittsabſichten geäußert
batte. Somit wird die Seſſion vorausſichtlich ohne weitere
Zwiſchenfälle ſchließen. Das junglürkiſche Zentralkomi-
tee erklärt in einer Depeſche an die Pärtei der Jungtürken,
daß das Zentralkomitee nach unparteiiſcher Prüſung der Par-
teidiſferenzen ſeſtſtelle, daß in der Partei keine prinzipiellen
Meinungsverſchiedenheiten beſtanden. Das Zentralkomitee be
ſchloß, die Partei als einheitlichen Vlock zu betrachten und die-
jenigen Parteimitglieder auszuſchließen, die darauf beſtänden,
andere Gruppen zu bilden. Die ſieben jungtürkiſchen Depu-
tierten, die ſeinerzeit aus der Kammerpartei ausgeſchieden
waren, haben unter dem Namen Fortſchrittsgruppe eine neue
Fraktion gegründet, die die äußerſte Linke der Komiteepartei
bilden ſoll.

Mexike.
Neue Erfolge der Jnſurgenten.

Die Jnſurgenten ſind in Paſo del Macho eingedrungen,
haben ſich der Regierungsgebäude bemächtigt und Waffen und
Munition in ſehr großer Menge geraubt. Auch in Cohuan-
tepeo drangen Revolutionäre ein, befreiten die Gefangenen,
bemächtigten ſich der Polizeipferde und 3000 Dollars, die ſich in
der öffentlichen Kaſſe befanden und verbrannten die Archive.
Ein ähnliches Schickſal erlitten die Städte Cordowa und
Orizaba. Jn der Stadt Mexiko ſoll Ruhe herrſchen.
Jndeſſen werden weitere Vorkehrungen zur Verteidigung ge-
troffen und namentlich die Banken gegen Attacken geſchützt. Es
verlautet, die Verhandlungen der Regierung mit Figueirog,
dem Führer der Jnſurgenten in den Staaten Guerreros und
Morelos, unmittelbar ſüdlich der Hauptſtadt, hätten ſich zer-
ſchlagen und dieſer marſchiere bereits auf die Hauptſtadt. Der
Sun zufolge belaufen ſich ſeine Anhänger auf viele
Tauſende. Jnzwiſchen wird von neuen Friedens
ver handlungen berichtet, ja es heißt ſogar, binnen vier-
undzwanzig Stunden dürften ſchon Reſultate erwartet werden.

Der mexikaniſche Miniſterrat hat ſich von neuem mit
der Frage der baldigen Abdankung des Präſidenten
Diaz befaßt. Wie verlautet, ſoll für den Fall, daß Diaz auch
weiterhin ſich weigert, zurückzutreten, die Demiſſion
mehrerer Miniſter bevorſtehen. Die übertriebenen Be-
richte über die Uneinigkeit unter den Rebellen beſtärken Diagz
in ſeiner Haltung. Die Revolutionäre verlangen jetzt mehrere
Sitze im Kabinett als Garantie für die Durchführung der ge
wünſchten Reformen. Sie ſind bereit, dem Präſidenten Diaz
einen ehrenvollen Rücktritt zu ermöglichen. Nach einer in
offiziellen Verſtändigung ſollen die offiziellen Verhandlungen
beginnen.

Aus der Partei.
„Der große Tag“

Welche unglaublichen Vorſtellungen in gewiſſen Kreiſen der
Partei über die Bedeutung kommunaler Wahlerfolge
herrſchen, das mag heute an einem hübſchen Beiſpiele gezeigt
ſein. Unſer Parteiblatt in Heilbronn, das Neckar-
Echo hatte ganz ſicher mit dem Siege des Oberbürgermeiſter-
kandidaten Dr. Lindemann in Stuttgart gerechnet und
ſchrieb am Tage der Wahl folgenden voreiligen Heldenſano:

Der große Tag.
Wenn heute abend nach Schluß der Wahlhandlung in

Stuttgart die Wahlausſchüſſe ihre Zählarbeit beginnen, dann
werden die Hände in zitternder Erregung über den Zettel-
haufen ſtreichen, der höher und höher wächſt und endlich den
Namen Lindemann im Kampfe um das Amt des Stadt-
vorſtandes der württembergiſchen Landeshauptſtadt
zum Siege tragen wird. Und uns allen, denen die Erwar-
tung in den Fingerſpitzen kribbelt, wird die Nach-
richt des Erfolges als einer der größten Augenblicke erſchei-
nen, den die Parteigeſchichte dereinſt ans den Jahren der
der Gegenwart zu nennen weiß; zum erſtenmal weht die
Fahne der Arbeit vom Rathaus einer deutſchen Stadt und
einer Großſtadt dazu, zum erſtenmal ergreift einer unſerer
Beſten Beſitz von der leitenden Stellung in einer Königs-
reſiden z.

Nur mühſam vermag ſich unſer an nüchterne Gelaſſen-
heit gewöhntes Gehirn an die rieſenhafte Bedeutung dieſer
Entſcheidung zu gewöhnen, erſt allmählich erfaſſen wir,
welche urgewaltige Kraft aus dieſer Stunde ſtrömt. Das
Volk der Arbeit wird einen Triumph ſeiern, den erſt das
ſichere Zeitmaß reifender Entfernung in ſeiner ganzen Größe
zeigen wird.

Und darum grüßen wir heute den Tag und wünſchen
für unſer Stuttgart Glück und Gedeihen. Möge der
Abend unſere Feſtesſtimmung und unſere glückfrohen
Worte rechtfertigen

Man könnte ſolch einen himmelſtürmenden Feſtes-
ſtimmungsrauſch recht komiſch und erheiternd finden, wenn
er nicht die betrübſame Tatſache enthüllte, daß gewiſſe Kreiſe
wortführender Parteigenoſſen von unſeren „praktiſchen Er
folgen“ ſo geblendet ſind, daß ſie die wirklichen Mäacht-
ſaktoren in Staat und Kommune nicht mehr richtig einzu-
ſchätzen vermögen. 900 Stimmen fehlten Dr. Liebermann zum
Siege; hätten alſo 450 Fortſchrittler anſtatt nationalliberal
ſozialdemokratiſch gewählt, dann wäre „der größte
Augenblick erſchienen, den die Parteigeſchichte dereinſt aus den
Jahren der Gegenwart zu nennen weiß“. Ein Mann hätte
ſofort die ganze „Königsreſidenz“ zum herrlichſten Paradieſe
des Zukunftsſtaates machen können, ſogar ohne ſoialdemo-
kratiſche Stadtverordnetenmehrheit und ohne ſozialdemokra-

tiſche Bürgermehrheit. Dieſer „Triumph“, dieſer „große Tag“
iſt nun leider einſtweilen auf zehn Jahre vertagt worden, in

welcher Zeit hoffentlich die Bildungskurſe der Partei ſo ausge-
baut ſein werden, daß man überall fähig iſt, durch den Maß-
ſtab des hiſtoriſchen Materialismus die wirklichen Kräſte des
geſchichtlichen Werdens und Fortſchritts zu verſtehen. Nach der-
artigen Auffaſſungen, wie ſie das Neckar-Echo verrät, kann man
ſich nicht wundern, daß die Evangeliſten der „praktiſchen Arbeit“
alle Parteibeſchlüſſe über den grundfätzlichen Klaſſenkampf als
läſtige Feſſeln empfinden, von denen ſie frei ſein wollen.
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Vierzig Jahre Kampf!
Am 15. Mai kann der Braunſchweiger Volks

freund auf ein vierzigjähriges Beſtehen zurückblicken. Am
15. Mai 1871 gründete Wilhelm Bracke den Volksfrund als poli-
tiſches Wochenblatt, das als erſtes dem Ausnahmegeſetz zum
Opſer fiel. So gut es ging, hielt dann das Braunſchweigiſche
Unterhaltungsblatt die Verbindungen unter den Parteigenoſſen
aufrecht. Nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes trat der Volks-
frund wieder in den politiſchen Tageskampf ein. Seit 1890 er-
ſcheint er täglich. 1907 wurde eine eigene Druckerei für das
Blatt gegründet; es zählt jetzt 14 000 Leſer. Wohl nur ſelten
hat ein ſozialdemokratiſches Organ mit ſolchen Schwierigkeiten
zu lämpfen gehabt, wie der Volksfreund. Als Redakteure waren
die Genoſſen Becker, Kokoski, Blos, Jaeckh, Heymann, Calwer,
Herzberg und Friedrich tätig; gegenwärtig wird die Redaktion
von den Genoſſen Richard Wagner und Otto Günther geführt.
Die Genoſſen Auguſt Weſemeier und Brenner verbüßen augen
blicklich Gefängnisſtrafen, die ihnen aus Anlaß der Wahl-
rechtskämpfe in Braunſchweig zudiktiert wurden. An Gefäng-
nisſtrafen wurden im ganzen neun Jahre verhängt. Die Geld-
ſtrafen betragen bisher etwa 20 9000 Mk. Die vom Volks
freund ausgeſtreute Saat des Sozialismus hat reiche Früchte
in Braunſchweig getragen.

Polizeiſpitzelwirtſchaft „Majeſtätsbeleidigung“
Vor der 4. Strafkammer des Eſſner Landgerichts hatten

ſich am Freitag, den 12. Mai, die Genoſſen Adam Woicie-
chowski-Dortmund und Miecislaus Pierzinski- Eſſen
wegen angeblicher Majeſtätsbeleidigung zu verantworten. Dem
Verfahren gegen die Cenannten lag nach der Anklage fol-
gender Vorgang zugrunde. Am 20. März 1910 fand im Reſtau-
rant Rauhbach in Eſſen eine Mitgliederverſammlung der Eſſner
Filiale der polniſch- ſozialdemokratiſchen Partei
ſtatt. Jn dieſer referierte Gen. Woiciechowski, der Sekretär der
polniſch- ſozialdemokratiſchen Partei im rheiniſch- weſtfäliſchen
Jnduſtriebezirk, über „Verſicherungsfragen und Dynaſtie“.
Woiciechowski referierte in polniſcher Sprache. Jn ſeinen
Ausführungen ſoll er ſich der Majeſtätsbeleidigung ſchuldig ge-
macht haben. Die Majeſtätsbeleidigung des zweiten Ange-
klagten wird in einem Zwiſchenruf gefunden. Das Bezeichnendſte
an dem Prozeß iſt, wie die Anklage zuſtande kam. Vor der
fraglichen Verſammlung ließen ſich zwei angebliche polniſche
Arbeiter in die Partei aufnehmen. Dieſe beiden angeb
lichen Arbeiter ſind heute die Kronzeugen des
Staatsanwalts und haben ſich inzwiſchen als Bureau-
beamter Student und Bureauvorſteher Miſch-
liewitz entpuppt. Der Angeklagte Woiciechowski be-
ſtreitet aufs entſchiedenſte, die ihm zur Laſt gelegte Aeußerung
getan zu haben, Pierzinski behauptet, überhaupt nicht an der
fraglichen Verſammlung teilgenommen zu haben. Mehrere
Verſammlungsteilnehmer haben erklärt, daß die inkriminierten
Aeußerungen nicht gefallen ſeien. Eigentümlich berührte die
Behandlung der verſchiedenen von dem Verteidiger Rechts-
anwalt Frank I-Dortmund geſtellten Anträge. Gen. Woicie-
chowski hatte die Ladung von 4 Zeugen beantragt, zu denen er
ſchon vor der fraglichen Verſammlung geäußert hatte, er müſſe
ſich in den polniſchen Verſammlungen in Eſſen ſehr in acht
nehmen, da ſie zweifellos von Vertrauensperſonen der Polizei
beſpitzelt würden. Aus dieſer Tatſache ſoll gefolgert werden,
daß Woiciechowski ſchon deshalb in ſeinen Ausführungen vor-
ſichtig war und ſicherlich nicht eine ſolch klotzige Beleidigung
ausſprechen würde, wie ſie von den Spitzeln behauptet wird
Der Antrag, die vier Zeugen zu laden, wurde abgelehnt. Ferner
beantragte die Verteidigung die Ladung des Eſſner Polizei-
präſidenten, der bekunden ſollte, daß ſich die beiden Spitzel in
die polniſche Verſammlung im Auftrage der Polizei einge-
ſchlichen hatten und daß ſie ſich im gleichen Auftrag als Ar-
beiter in die polniſch- ſozialdemokratiſche Partei aufnehmen
ließen. Der Polizeipräſident werde die Richtigkeit dieſer Be-
hauptung beſtätigen müſſen. Die Ladung des Polizeipräſiden-
ten wurde mit der Motivierung abgelehnt, daß es ohne Be
deutung für die Glaubwürdigkeit der Spitzel ſei, auf welche
Weiſe ſie in die fragliche Verſammlung hineingekommen ſeien.

Die Verhandlung fand unter völligem Ausſchluß
der Oeffentlichkeit ſtatt. Aus der Beweisaufnahme ver-
dient hervorgehoben zu werden, daß im Gegenſatz zu den beiden
Spitzelzeugen zwölf Teilnehmer der fraglichen Verſammlung
eidlich beſtätigten, die inkriminierten Aeußerungen ſeien nicht
gefallen. Bei Feſtſtellung der Kenntniſſe der polniſchen Sprache
der beiden Kronzeugen erklärte der gerichtliche Dolmetſcher, daß
die beiden Spitzel die polniſche Sprache nur mangelhaft be-
herrſchten und daß ein Jrrtum dieſer Zeugen bei der Ueber-
ſetzung nicht ausgeſchloſſen erſcheine. Es wurde ferner feſtge-
ſtellt, daß beide Spitzel wegen Körperverletzung, der eine ein-
mal, der andere viermal vorbeſtraft ſind. Für die Be
ſpitzelung der fraglichen Verſammlung haben
die beiden Herren je 150 Mk. von einem König-
lichen Kriminalkommiſſarin Eſſen erhalten.
Die Spitzel haben ſich auch im Auftrage desſelben Kommiſſars
in die Verſammlung eingeſchlichen. Der Staatsanwalt Leiße
meint, daß gegen die Tätigkeit der Spitzel nichts
einzuwenden ſei. Auch ſeien dieſe unbedingt glaub-
würdig, wohingegen bei den Entlaſtungszeugen berückſichtigt
werden müſſe, daß dieſe ſämtlich zur Partei der Angeklagten
gebören. Der Staatsanwalt beantragte gegen Woiciechowski
7 Monate und gegen Pierzinski 4 Monate Gefängnis. Nach
ſiebenſtündiger Beratungsdauer verkündete der Vorſitzende
folgendes Urteil: Das Gericht hat die Anweſenheit des Ange-
klagten Pierzinski in der Verſammlung nicht für erwieſen er-
achtet; auch bezüglich des Angeklagten Woiciechowski hat das
Gericht nicht für erwieſen erachtet, daß die inkriminierten
Worte gefallen ſind. Trotzdem glaube das Gericht, daß die
Belaſtungszeugen ihre Ausſagen nach beſtem Wiſſen getan
haben. Bei den dialektiſchen Verſchiedenheiten nimmt das Ge-
richt an, daß die Belaſtungszeugen in dem Dialekt der Ange-
klagten nicht genügend bewandert waren. Unter den gegebenen
Umſtänden hat das Gericht jedoch auf Freiſprechung der
Angeklagten erkannt und die Koſten der Staotskaſſe auferlegt.
en Die heutige Rummer umfaßt 10 Seiten.
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zu Verlangen. Wiehtig für jeden. Fritz
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Barienweosert Extra Qualität. 9 Jahre
Garantie. Nur bei mir zu hab. 2
Kronen-Diamantstahl M. 3.258* 2 Z 7
Kronen Sibergtaht d. 22
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Batist- u. Tüll-
Korsetten

von Z. a
Büstenhalter,
Leibhalter

Z30von an,empliehlt

Zernh. Xaeni,
Schmeerstrasse 2.

Wohnungs-
kinrichtungen

in nur ſolider Ausführung

3400 500600 700 800er

empfiehlt

C. Schulhle,
Gr. eigne Verkstätten,

Gr. Härkerstr., 26.
Kataloge gratis und franko.

Kinder-Wagen
Kinder Wagen

j Korb- Geflecht,
neueste Muster unä
Fassons, Stoff- u. Leder-
Tuch-Ausschlag, abnehm-
dar. Vordeck, vernickelte
Staurmstango, mit und
ohne starke Gummiräder

und Porzoll angriff

zu bekannten
Original Preison.

neben unseren

Klapp-
Fahrstühle

Verstellbare Rückeniehne,
Sechutabroett, verstellbaror

Fusetritt, mit und ohne
starke Gummiräder

24.50 50 14.00
19.50 9.50

j mit verstellbaremSommoerzelt m 2 r.

Unsere diesjährige Wagen Ausstellung
weist eine Fülle von Pracht- Exemplaren
erstkassiger Fabriken auf.

vorzüglich bewaährton

Marken das Fabrikat einer Firma auf-
genommen, deren Weltruf in den weitesten

Kreisen der Bevölkerung bekannt ist.

Die Besichtigung unserer

Wagen-Ausstellung
ist für jeden lohnend und von grösestem Interesse.

Nan prüfo Preise und Qualitäten.

Kein S

Wir haben Ledertuch-Ausschlag, ab-
nehmbares Verdeck, ver-

nickolte Sturmstange,
starke Gummirüder,

Porzoallan-Griff, mit und
ohne Pussbremse und

Kloiderschüttzer

7500 pis 28

in allen Ansfährungen,
Fabrikate erster Häuer

zu bekannten
Original Preisen.

Wagen
verstellbaro Sturmstange,
mit und ohne Gummi-
räder und Porzoellangriff
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Kasten Wagen

Sport Wagen

Sitz und Liege-

III T IIIIII«I n
Banäwurm z e

Verſchiedene Kuren habe ich gemacht,
um den läſtigen Bandwurm los 2werden, aber alles verſagte ich lie
mir daher Jhr Bandwurmmitt
Solitaenisn ſchicken, welches von vor
3 iglicher Wirkung war, und ſpreche S.

hnen hiermit meinen herzlichſten dank

aus und werde bemüht ſein, das
Mittel weiter zu empfehlen.achtungsvoll Emma Schöps, Kl- G
Mochbern, im Mai 1910. Solt-
taunita f. Erwachſene 2,50 f. Kind.
1,50 iſt erhältlich in den Apotheken.

Engel-Apothetke, Kleinſchmieden 6,
irſch-Apotheke, Markt 17,

)ohenzoll.Apott., Merſeb. Str. 20,
Löwen-elpotietke, Brüderſtr. 17.

Rücler
von 36,50 Mk. an, Gummi dazu,
Laufdecken von 1 „97 Mk. an,

Schläuche von 1,87 Mk. an.

Lulgumpen 40 Schlüssel 29
Pedele 635 9 Schuublech 38
HBosen klammern l.aternen 87

3 Stück 9 Laterneghatter 8

e r 51Aug. Rraft, Halle u. 5.

Hauptgeſchäft: Steinweg 51

Filiale Geiſtſtraße 44
Eisleben, Halleſcheſtraße 80.

Weißenfels Erfurt Rordhauſen.

Gaskocher,
beste Fabrikate.

C. F. Ritter 4 n.
Leipzigerstrasse 90.

Für den Jnhalt der Inſerate
übernimmt die Redaktion dem
Publikum gegenüber keinerlei
Verantwortung.

Die Geburt eines kräftigen
Jungen, Hans, zeigen hoch-
erfreut an

Montenr i. Rather
nebſt Frau Anna

G geb. Helmert.2 Wittenberg, den 14. Mai 1911. 9

Dank.
Zurückgekehrt vom Grabe unserer

lieben Verstorbenen, sagen wir für
die erwiesene Teilnahme, insbeson-
dere den Ilerren Chefs und dem
Personal der Firma C. R. Ritter,
Bekannten. Freunden und dem Ar
beiter-Singer-Chor unseren herz

Hchsten an.
Die tieftrauernde Familio

Mann.

edrichenchenS

aller Art für die werten Arhbeiter-
Vereine, Privute und Gexchäfts-
Inhahber, werden in Schwarz- und
Buntdruck in geschmackvoller, dem

Zwecke entsprechender Ausführung

bei prompter Lieferung angekfertigt,

Stereotypie, Rotationsmaschinen,

I IIIIIIILIIIIII
Haullesche Cenossenschaufts-

Buchädruckeref F. e m. H.
Harz 32133, Houlle a. S. Tel. 106].

Das neue Bett.
73 5 z läf. I nd W rmit 1 d h t h as ndasſelbe Bett a ftl. n 40.Zweiſchläſig koſtet jedes g Ri h Geld zurückKatslog von Betten, Tier frei. 500

BSoettonfabrik Th. Kranefuss. er 164.

C Schonung der Wäsche

beim Gebrauch von

Dr. Thompson“

SEIFENPULVER

T Paket Pfg. S

Niederlassungs Anzeige
Dr. med. Limpert, prakt. Arzt.

Wohnung: Bernbhurgerstrasse 271.
Arzt sümtl. Krankenkassen des Krankenkassen- Verbandes Halle.

Zu sprechen: 8 I Uhr vorm. 23 Uhr nachm.

Ia Acher-Homng

Ueide Honig u. Iudle

Nanen- In

III

(VNlhnII h
kfch Il voräglie

PNanen 9

Pfd.

Margarine
ganz hervorragend fein

Pfd.
Besseres dleser Art kann nleht

2epoten werden!

Pf.

Pf.

Pf.

F. H. Krause.

zu haben in der
Makulatur

Genocoggsengenafts Ruehdrnekerosf.

liebe Frau, unſere gute Mutter,
Emille Puritz geb. Beyer,

im Alter von 43 Jahren ver
ſtorben iſt.

Dies zeigt tiefbetrübt an
Der eſtrauernde Gatte nebst Kinder.
Die Beerdigung findet Mitt

woch nachm. 4 Uhr von der
Leichenhalle d. Trothaer Fried
dofes aus ſtatt.

jähriges Mitglied
arbeiter

im Alter von 26
bewahren.

glieder verſammeln
im Vereinslokal.

T Für die Inſerate verantwortlich Rob. Jloner Drug der Halleſch. h. Genoſſenſch.Buchdruck, E. G. m. b.

Naohruf!Allen Freunden r u. Bekannten Am Montag den 15. Mai nach
die traurige Nachricht, daß am mittags 2 Uhr verſchied nach
Sonntag früh 7 Uhr, meine langem ſchweren Leiden unſer lan

der Tabak

Otto Straube
Jahren. Wir

werden ihm ein ehrendes Andenken

Die Beerdigung findet D Donners
tag nachm. 3 Uhr ſtatt. Die Mit-

i ſich 2/2 Uhr
Turn- u, Athleten- Verein Könnern.

e (Gr. Brunnenſtraße 10).

Marie gebor. Putzel, 63

Statdesanklihe Rahridten.

Galle-Süd (Steinweg 2) 15. Mai.
Aufgeboten: Kaufmann Schrey

und Maubach (Lichtenberg
und Sei Kaufmann Lan-
dauer und Sidonie
(München). Bergmann Cichon
und E. Zielezinski (Helbra).

Eheſchließungen: Maurermſtr.
Knoch und ohanna Bauer
(Wörmlitzerſtr. 18 u. Liebenauer
ſtraße 2 Schneider Wilke und
Klara Fettköter (Große Ulrich
ſtraße 57). Wachtmeiſter Drewenſtedt un Klara Trabert Merſe
mee ſanbe 93 und Friedrich-
ſtraße 53). Rechtsanwalt Facken
heim und eta Schleſinger
(Große Ulrichſtraße 13/15).

Geboren: Arbeiter Krauſe T.
(Ludwigſtraße 2). Arbeiter Nolte
S. (Wolfſſtraße 17).
Brendel S. (Anhalterſtraße 2)e Antonie Barth,

(Steinweg 10). Pferde-van ers Robinſon aus Grajewo

Ehefrau Maſſe geb.
h ergbe de SeeKein rieſe e 29).Stadt es Sie a. Tore
Ehefrau Anna geb. kg e
gen ralg29 Wee ee t32 J. (Klinih).Agenten Bonſe S., 3 Mon. (Ste ne

weg 51) Arbeiter Weidner, 47
Wuchererſtraße 25.itwe Proſt geb. Schindler, 66

(Kleine Brauhausſtr. 14). Buch
händler Kupfer, 37 J. (Röſer
ſtraße 2/3). Verſicherungsbeamte
Hafrung, 47 J. (Harz 52). Müllers
Hrn aus Mönchpfiffel S.,5 J. (Klinik). Invaliden Andräéhetrat Dora geb. Grüneberg,

59 J. (Bäckerſtraße 9).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 33)

15. Mai.
Aufgeboten GerichtsaſſeſſorOhſer u. Hedwig Grote (Wettiner-

ſtraße 15). Sattler u. Tapezierer
Scholz u. Olga Schmager (Spören
und Harz 12). Sattler Waßmuth
und Lina Obſt (Torſtraße a u.
Richard Wagnerſtraße 53).druckereihilfsarbeiter Seter nd

Lina Rakowski (Hardenbergſtr. 18
und Wielandſtraße 31)IJ.

Seboren Ziegeleiarbeit. Heim-
lich Zw.- S. (Saalwerderſtr. 4).
Fiſhler Lippert S. (Bismarck
ſtraße 22). Zimmermann Zorn
S. Zietenſtraße 5). Geſtütwärter
Raum T. (Kröllwitzerſtraße 8).
Schuhmacher Fiedler T. (Leſſin n
ſtraße 28). Tiſchler Chriſtall

Schloſſer
Langer aus Schafſtedt S. (Nerven
klinik). Rechtsanwalt Dr. jur.
Seydel T. e 13). Bauarbeiter Emmerich S. (Feldſtr. 5).Geſtorben: Arbeiters Kliebe S.,
2 Woch. (Bismarckftr. un Ar-
beiter Schäfer, 65 J. (Am Kirch
tor 20a). Bierfahrers Puritz Ehe
frau, Emilie geb. Beyer, 43 J.(Eichendorffſtr. 4). Witwe Sievers 5

ahre

(Harz 35). Martha Birnſtiel aus
Eisleben, 17 J. Maurers Fehſe
Sohn, 8 Jahre (Schillerſtr. 37).Steinſetzers May S., 3 fochen
(Schillerſtr. 9). Arbeiters Sael aus Wanzleben Ehefrau,
Konſtanze geb. Grzeczorek, 55 J.
(Nervenklinik),

ſſoriaſdemotr. ereſn
t halb in ten dann.

Nachruf.
Es verſtarb plötzlich unſer

J Mitglied, der Keſſelſchmied

Otto Gehharclt
im Alter von 31. Jahren.

Ehre ſeinem Andenken!
Die Beerdigung find. Mitt-

woch nachmittag 4 Uhr von
der Leichenhalle des Süd
friedhofes aus ſtatt.

Der Vorſtand.

ſMetaſſardeiter Verdano

Den Kollegen zur Nachricht,

glied, der Keſſelſchmied

Otto Gebhardt
auf der Montage plötzlich ver
ſtorben iſt.

Ehre ſeinem Andenken!
Die Beerdigung findet am

j Mittwoch nachmittags 4 Uhr
auf dem Südfriedhofe ſtatt.

Um zahlreiche Beteiligung
erſucht

äg ünrewim Hub 15

Die Beerdigung des Keſſel-
ſchmiedes Otto Gebhardt findet
Mittwoch nachmittags 4 Uhr,
von der Leichenhalle des Süd-
friedhofes aus ſtatt.

Familie Gehbhardt.
Verleger i w. Aug. So jetzt A. Jähnig. Samil. j. Halle a. S.

daß unſer langjähriges Mit- J.



1. Beilage zum Volksblatt.
Kr. 114 Halle a. S., Mittwoch den 17. Mai 1911 22. Jahrg.

Familien Verſicherung.

Rede des Abg. Fritz Kunert
in der Sitzung des Reichstags vom 9. Mai 1911.

Bizepräſident Schultz Jch eröffne die Diskuſion über
218 der Reichsverſicherungsordnung mit dem

azu vorliegenden Antrag Albrecht und Genoſſen Nr. 966
Ziffer 3 und erteile das Wort dem Hrern Abgeordneten
Kunert.

Kunert, Abgeordneter:
Meine Herren, es handelt ſich in dem F 218 um die

Familienfürſorge, um die ſogenannte Familienhilkfe.
Jch häbe die Aufgabe, unſeren ſozialdemokratiſchen Abände
cungsantrag hierzu zu begründen.

Jn dem Entwurf der Reichsverſicherungsordnung, wie er
jetzt vorliegt, haben wir nicht das, was man als Familien-
verſicherung bezeichnen könnte, ſondern nur ein untaugliches
Surrogat dafür: die Familienhilfe. Die Reichsverſicherung
ſagt ausdrücklich im S 218, daß die „Hilfe“ fakultativ iſt.

Die Satzung kann nämlich zubilligen:
1. Krankenpflege an verſicherungsfreie Familienmitglieder

der Verſicherten,
R. Wochenhilfe an verſicherungsfreie Shefrauen der Ber

ſicherten,
8. Sterbegeld beim Tode des Ehegatten oder eines Kindes

eines Verſicherten. Es kann für den Ehegatten bis auf
zwei Drittel, für ein Kind bis auf die Hälfte des Mit
gliederſterbegeldes bemeſſen werden und iſt um den Be
trag des Sterbegeldes zu kürzen, auf das der Verſtorbene
ſelbſt geſetzlich verſichert war.

Wenn das feſtgeſtellt wird, ſo weiß man, daß den einzelnen
Mitgliedern der Familien, den Gattinnen, den Kindern wohl
geholfen werden kann, aber nicht geholfen werden muß. Damit
ſetzt ſich die Regierung in ihrem Entwurf und ſetzt ſich die
Kommiſſion in ihrer Zuſtimmung dazu

in einen Widerſpruch mit den Tatſachen,
die als Sozialverſicherung ſchon vorhanden ſind; wir haben
da in bezug auf die Krankenpflege die Se 1097 bis 209, in bezug
auf die Wochenhilfe S 210, in bezug auf das Sterbegeld die
ſoeben diskutierten S 214 bis 217, die das Obligatorium haben.
Wenn das Obligatorium volkswirtſchaftlich zuerkannt wird in
dem einen Falle, muß man es nicht nur zum Schein humani-
tär, ſondern auch als volks wirtſchaftliche Notwendigkeit zu-
erkennen für diejenigen Mitglieder der Familie, die ich hier
ſoeben bezeichnet habe. Es iſt da eine fakultative Beſtimmung
vom größten Uebel und durchaus nicht am Platze. Wenn ich
den zweiten Punkt, nämlich

die Wochenhilfe,
vorweg in Betracht ziehe, ſo kann ich mich dabei ſehr kurz faſſen,
indem ich mich zurückbeziehe auf die Ausführungen, die über
dieſen Gegenſtand bereits heute und geſtern im Hauſe gemacht
worden ſind, beſonders von meinem Parteifreund David. Jch
möchte dem nur das eine hinzufügen, um zu zeigen, daß eine
klaffende Lücke im Verſichernngsweſen vorhanden iſt, und das
liegt darin, daß die Zahl der Entbindungen eine außerordentlich
abweichende iſt, wenn man in Betracht zieht die verſicherten
Frauen auf der einen Seite und die verſicherungsfreien Frauen
auf der andern Seite; die erſteren verhalten ſich zu den letz-
teren ungefähr in der Größe der Anzahl der Entbindungen
wie 1:3, das heißt nahezu. Da zeigt ſich alſo, daß in Wirk-
lichkeit eine volle Verſicherung auf dem Gebiete der Wochenhilfe
gar nicht einmal annähernd vorhanden iſt, ſondern daß gerade
hier eine ungeheure Lücke in der Verſicherungsgeſetzgebung
Elafft.

Nun, meine Herren, ſind wir der Anſicht, daß, wenn die
diverſen Abſätze des 218 betonen: es kann das und das ge-
ſchehen, das eben abſolut nicht ausreichend iſt, und zu dem
Zweck haben wir unſere Anträge eingebracht. Wir haben ge
fordert und fordern infolgedeſſen ſtatt der fakultativen Be
ftimmung die obligatoriſche Verpflichtung

die geſetzliche Bindung.
An Stelle des „kann“ verlangen wir das „m u ß“. Das „muß“
ſoll Geſetz werden. Jn dem Sinne wünſchen wir, daß der
Wortlaut folgendermaßen verändert wird: in bezug auf Ziffer 1
erſte Zeile: die Kaſſe hat zu gewähren, d. h. ſie m u ß gewähren.
Zweitens in bezug auf Ziffer 3 iſt der Abſatz zu ändern wie
folgt

Das Sterbegeld beträgt für ein Kind unter 16 Jahren die
Hälfte, für den Ehegatten drei Viertel, und zwar von dem
geſetzlich feſtgelegten Betrag.

Meine Herren, der Begriff der fakultativen „Familienhilfe“
jiſt viel zu ſchwammig. Da hilf auch keine Definition darüber
hinweg, wie ſie ſeitens der Regierung gemacht worden iſt. Jch
beziehe mich hierfür auf den Teil II Seite 101 unſerer Akten;
an der Stelle wird von einem Regierungsvertreter ausge-
ſprochen:

Unter Familienhilfe verſtehe ich
zeihen Siel

Unter Familienhilfe verſteht der Entwurf nur die Leiſtun-
gen, welche dem Familienmitglied aus eigenem, wenn auch
aus der Perſon des Verſicherten abgeleitetem Rechte gewährt
würden, und bei denen daher der Verſicherungsfall in der
Perſon des Familienmitglieds eintritt.

So weit der Herr Regierungsvertreter.
Darauf kommt es aber vom volkswirtſchaftlichen oder ver

ſicherungstechniſchen Standpunkt betrachtet gar nicht an; es
kommt überhaupt nicht auf die Familienhilfe, ſondern im Kern
der Sache allein auf

die Familienverſicherung
im gekennzeichneten Sinne an; die allein kommt in Betracht
für jeden, der nur ein Fünkchen ſozialen Verſtändniſſes oder
ſozialen Gewiſſens hat. Danach iſt auch verſahren wenig-
ſtens zunächſt in der Kommiſſion. Das zeigt ſich in den Be
ſchlüſſen ihrer erſten Leſung. Damals wurde in der erſten
Leſung mit Majorität in der Kommiſſion ein annehmbares
Zugeſtändnis gemacht. Jn Ziffer 3 wurde dem Stillgeld an
verſicherungsfreie Ebefrauen der Verſicherten mit Mehrheit zu
geſtimmt. Es wurde ferner angenommen

ach ſo, bitte, ver-

Verſicherungsfreien Ehefrauen der Verſicherten werden im
Falle der Niederkinft die erforderlichen Hebammendienſte
und etwaige ärztliche Geburtshilfe gewährt.

Das alles iſt in der zweiten und dritten Kommiſſionsleſung
einfach wieder eliminiert worden; da konnte man ſich nicht mehr

darauf beſinnen, daß das eine ſoziale Notwendigkeit ſei. Der
traurige, nackte Regierungsentwurf allein blieb übrig. (Hört,
hört! b. d. Soz.)
Warum wenden wir uns nun gegen eine ſolche Sozialver-

ſicherung? Weil ſie nichts Halbes, nichts Ganzes, weil ſie
Stückwerk darſtellt, ſolange die Familienhilfe nicht aus-
geſtaltet wird zu einer

geſetzlichen, einer obligatoriſchen Familienverſicherung.

Der einzelne Arbeiter genießt ja zweifellos durch die Ver
ſicherung einen gewiſſen Schutz. Der dauert aber nur ſo lange,
als er unverheiratet iſt. Sowie er ſich verheiratet, reicht die
Krankenverſicherung nicht aus, dann zeigt ſie ſich in ihrer
ganzen Unzulänglichkeit gegenüber den einzelnen Familien-
mitgliedern, wie gegenüber der Familie im ganzen. Wenn der
Arbeiter in die Ehe getreten iſt, ſo tritt eine lange Kette von
Umſtänden in die Erſcheinung, die ihn pekuniär und ſchließlich
auch moraliſch herunterbringen, ihn dem völligen Ruin nahe
bringen können; da ſind die Krankheiten, beſonders die unver-
meidlichen Kinderkrankheiten, das daraus entſpringende Siech-
tum, da kommen Wochenbett, Geburten und Todesfälle und eine
Reihe unerſchwinglicher Geldausgaben. Für nichts iſt obliga
toriſch geſorgt. Und dieſe vernichtenden Mißſtände treffen
nicht nur den einzelnen Arbeiter individuell, ſondern auch die
ganze Arbeiterklaſſe. Von den 10 000 deutſchen Frauen, die
allein infolge von Geburten, Kindbettfieber uſw. Jahr für Jahr
ſterben, ſind die allermeiſten der Opfer Arbeiterfrauen. Ein
ſehr großer Prozentſatz dieſer Todesfälle könnte durch eine
vernünftige Familienverſicherung zweifellos vermieden wer-
den. Auch die Kinderſterblichkeit es ſterben in Deutſchland

alljährlich 300- bis 400 000 Kinder,

wovon die ungeheure Mehrzahl Proletarierkinder ſind
könnte auf die Hälfte herabgedrückt werden, wenn wir die

Familienverſicherung hätten, der Sie in der Mehrheit jetzt ſo
unbedenklich aus dem Wege gehen. Es iſt doch geradezu albern,
den Kindern helfen zu wollen durch einen lebhaft unter-
nommenen

Wohltätigkeitsrummel,

wie er ſich als Margueritenhilfe ſo aufdringlich in den
letzten Tagen produzierte. Das kann eigentlich nur als
humanitärer grober Unfug bezeichnet werden. Solche
lächerlichen Wohltätigkeitsbeſtrebungen ſind doch völlig zwecklos.
Man muß die Klinke der Geſetzgebung in Bewegung bringen,
und zwar auf den Gebieten des Säuglings-, des Wöch-
nerinnen-, des Kinderſchutzes und des Mutter-
ſchaftsſchutzes, aber das geſchieht nicht mit ſolchen
Kindereien und Betteleien, mit ſolchen blamablen Margueriten-
und ſonſtigen Blumentagen.

Gegen die Familienhilfe und für ihren Erſatz durch die
Familienverſicherung ſpricht nicht etwa die wiſſenſchaftliche
Theorie allein, ſondern auch die beſtbewährte Praxis. Wie
ſieht es denn bei uns im Deutſchen Reiche aus mit der frei-
willigen Familienverſicherung? Jch erwähne da, daß Leipzig,
Lübeck, Köln und eine ganze Reihe anderer Städte ausgezeich-
nete Anfänge und Erfolge bei ihren Verſicherungsbeſtrebungen,
und zwar gerade auf dem in Rede ſtehenden Felde gehabt
haben. Wir können in Leipzig neben anderen freiwilligen Mehr-
leiſtungen der Kaſſen die Tatſache verzeichnen, daß nur 3
Prozent des Lohnes als Zuſchlag genommen werden, in Lübeck
ſogar nur 3 Prozent. Jn Köln ſind ein Viertel aller Mit-
glieder ähnlich verſichert, nämlich ſo, daß ihre Familienange-
hörigen mit verſichert ſind. Wenn nun eine Anzahl von
Kaſſen dieſe 3 oder 3 meinetwegen auch 4 Prozent nicht
leiſten kann, ſo zeigen ſie damit eben ihre abſolute Untauglich-
keit und müßten auf gelöſt werden, und die Mitglieder
ſollten ganz einfach leiſtungsfähigen Kaſſen zugeführt werden.
(Widerſpruch rechts.)

Meine Herren, wie im Jnlange, ſo ſteht es auch im Aus-
lande; auch das Ausland hat die deutſche Verſicherung auf
dieſem Gebiet erheblich überflügelt, woran nicht zu rütteln iſt.
Jch mache nur darauf aufmerkſam, daß die
vollſtändige Mitgliedſchaft für die Familienangehörigen bereits

durchgeführt

iſt, z. B. in Norwegen und vor allem in Ungarn. Daß
das eine Tatſache iſt, erhellt aus dem Reichsarbeitsblatt,
Sonderbeilage Nr. 7 vom Juli 1910. Meine Herren, auch
andere Länder außer Norwegen und Ungarn ſind auf dem
Wege, eine derartige Verſicherung als Regelleiſtung einzu-
führen. Was ſich nun aber in Deutſchland und dem Auslande
vereinzelt zeigt, läßt ſich bei gutem Willen bei uns als Pflicht
in Deutſchland auch allgemein durchſetzen, und wenn es nicht
geſchieht, ſo trifft die Verantwortlichkeit dafür die kartellierten
Mehrheitsparteien. (Sehr gut! b. d. Soz.)

Meine Herren, eine wiſſenſchaftliche Autorität erſten Ranges
für dieſe Fragen nenne ich: es iſt der Herr Geheimrat Prof.
Dr. Paul Mayet. Er hat außerordentlich verdienſtliche ſta-
tiſtiſche Erhebungen, Berechnungen und Arbeiten geliefert, die

nach Form und Jnhalt gleich vollendet ein ſorgſames
Studium verdienen, und er gerade ſpricht ſich entſchieden für
das Obligatorium aus.

Jch will jetzt nur noch ein drittes und letztes Motiv gegen
die ungenügende Familienhilfe Jhres Entwurfs ins Feld
führen. Die Familienhilfe, wie wir ſie heute haben, muß be-
kämpft werden. Die ganze heutige Art der Produktion ver-
langt es ihrem innerſten Weſen nach, daß eine ausreichende
Familienverſicherung eingeführt wird. Das könnte für den
erſten Augenblick Widerſpruch heransfordern, iſt aber ſehr
einfach zu erklären. Wir haben innerhalb der kapitaliſtiſchen
Produktion die geſetzlich geheiligte Mehrwertausbeutung, der
die Arbeiterklaſſe unterliegt, wir haben die Brutalität des ge-
ſetzlich geſtatteten Verkaufs der menſchlichen Arbeitskraft, und
das Unternehmertum beſitzt endlich auch

das Monopol auf die Arbeitsmittel,
auf die Rohſtoffe und auf alle in Betracht kommenden Produk-
tionsmittel. Nun hat der Kapitalismus alles Jntereſſe daran,
dieſe verderblichen Zuſtände aufrechtzuerhalten. Die berr-
ſchende Produktionsform kamm aber nur dann aufrecht erhalten
werden, wenn die Arbeiterfamilie als ſolche erhalten bleibt.
Die Arbeiterfamilie iſt die Baſis dafür, dieſe Baſis darf nicht
zerſtört werden, die Arbeiterfamilie als ſolche darf unter
keinen Umſtänden atomiſiert werden, das liegt im Jntereſſe
des Kapitals ſelbſt. Die Arbeiterklaſſe muß in die Lage ge-
bracht werden, ſich jederzeit von neuem auf dieſer Baſis, aus
dieſer Zelle zu rekonſtruieren, ſich zu regenerieren, will ich mal
ſagen. Dafür muß wie geſagt

eine ausreichende Fürſorge bei Strafe des Untergangs des
Kapitals

eintreten. Das liegt klar auf der Hand; denn wenn dieſe
Möglichkeit für die Arbeiter ausgeſchloſſen wäre, würde das
Unternehmertum, würden die „Arbeitgeber“ ohne Arbeiter,
ohne geſchickte, willige und kräftige Arbeitshände daſtehen. Sie
ſtänden dann eben vis-à-vis dem Nichts in der Situation, als
Klaſſe liquidieren, zuſammenbrechen und verhungern zu müſſen.
Das intelligente Unternehmertum wird dieſes Argument ohne
weiteres anerkennen, wenn es der Form nach vielleicht auch
etwas andere Worte wählen würde, als es meinerſeits ge-
ſchehen ift. (Sehr wahr! b. d. Soz.)

Meine Herren, der Standpunkt der Kommiſſion in dieſer
Frage, der Standpunkt der Reichsregierung in ihrem Geſetz
entwurf und ſchließlich auch wohl der Standpunkt bei der
Majorität des Hauſes das wird ſich ja ſehr bald zeigen
iſt ein anderer. Wenn 8 2t8 in der beſtehenden Form trotz
aller dagegen angeführten Argumente beſchloſſen wird, wird
damit ein Akt,

eine unſoziale Handlung vollzogen,
von der man nicht weiß, ob ſie ſich mehr auszeichnet durch ihre

ſagen wir einmal, volkswirtſchaftliche Kurzſichtigkeit oder
aber durch ihre ſo zialpolitiſche Nichtswürdigkeit.
Für dieſe gemeinſchädliche Sorte von Nichtswürdigkeit ſind
zunächſt die Kommiſſion wie auch der Herr Reichskanzler ge
meinſam verantwortlich zu machen. (Glocke des Präſidenten.)

Vizepräſident Schultz Herr Abgeordneter, Sie dürfen
hier auch eventuell zu faſſende Beſchlüſſe des Hauſes nicht als
nichtswürdig bezeichnen. Das iſt ungehörig.

Kunert, Abgeordneter: Jch habe mit dem, was ich ſagte,
hingewieſen auf die Tätigkeit der Kommiſſion, ich habe hin-
gewieſen darauf, daß von der Reichsregierung und an deren
Spitze ſteht bekanntlich der Reichskanzler die Faſſung des
S 218 bereits gutgeheißen iſt. Jch weiſe nicht hin auf etwas,
was kommen wird, ſondern auf das,

was als nackte Tatſache vorliegt,
und das bezeichne ich als bedauerliche ſozialpolitiſche, be
ziehungsweiſe nationalökonomiſche Nichtswürdigkeit und Bor-
niertheit.

Vizepräſident Schultz Herr Abgeordneter, ich rufe Sie zur
Ordnung und verbitte mir, daß Sie Dinge wiederholen, die ich
verboten habe zu ſagen.

Kunert, Abgeordneter: Herr Präſident, ich würde trotz4
dem einen noch ſtärkeren Ausdruck gebrauchen, wenn mir im,
Augenblick ein mehr kennzeichnendes Wort zur Verfügung,
ſtände. Das unintelligente Unternehmertum, das Scharf-
machertum meine ich, will natürlich von unſerem Antrag und
von den ſozialdemokratiſchen Abänderungen, die wir in S 218
hineinzubringen beabſichtigten, nichts wiſſen. Das iſt ja frei
lich ganz ſelbſtverſtändlich; denn es wittert mit Recht Morgen
luft, es ſieht darin die Erhöhung oder wenigſtens die Möglich
keit der

Erhöhung der Widerſtandskraft der Arbeiterklaſſe;
andererſeits aber glaubt es, auch höhere Unkoſten tragen zu
müſſen. Letzteres iſt natürlich ein Jrrtum; denn die Unkoſten
bei allen dieſen Verſicherungsſachen trägt im weſentlichen der
Arbeiter bezw. die Arbeiterklaſſe als Produzent,
als Konſument, als Steuerzahler, weil eben die
Arbeiterklaſſe auf all dieſen Gebieten die Maſſen in Bewegung
ſetzt und damit eine gigantiſche Mehrheit ins Feld führt.

Jch ſage deshalb nur, mich zuſammenfaſſend: nehmen Sie
in unſerer Faſſung den Antrag an. Meine Herren, Sie haben
die Entſcheidung, aber auch die Verantwortlichkeit. Wir for
dern nach der finanziellen Seite ja nur das Mögliche, und
kaſſentechniſch verlangen wir nichts, was nicht durchführbar.
wäre. Kurz, wir fordern nicht etwa das, was innerhalb einer
rieſigen wirtſchaftlichen Volksaſſoziation, innerhalb einer neuen
zukünftigen Geſellſchaftsordnung mit ſpielender Leichtigkeit
und höchſter Vervollkommnung durchgeführt werden könnte;
nein, es handelt ſich hier um höchſt beſcheidene Dinge, die ſich
ſehr wohl bei gutem Willen in der Gegenwart verwirk
lichen laſſen. (Sehr richtig! b. d. Soz.)

Wer für den 8 218 in der Faſſung der Regierungsvorlage
bezw. der Kommiſſion iſt, der beweiſt damit ſeine Animoſität
nicht nur, ſondern ſeine Gleichgültigkeit, ja

ſeinen Haß gegen die Arbeiterklaſſe;
wer aber die Regeneration der Arbeiterklaſſe und ihre mora-
liſche und phyſiſche Stärkung wünſcht, der kann und muß für
den ſozialdemokratiſchen Abänderungsantrag eintreten, und
das um ſo mehr, weil die Realiſation dieſes Antrages
geradezu einen ſozialen, ja, einen durchgreifenden Kultur-
fortſchritt für die Gefamtheit bedeuten würdel! (Bravol
b. d. Soz.)

Konferenz der Gewerkſchaftskartelle
der Provinz Sachsen und Anhalt.

Deſſau, 15. Mai.
Die heutigen Verhandlungen werden eingeleitet durch ein

Referat von Heinrich Schul z-Berlin über Das Arbeiter-
bildungsweſen. Wir treten ein ſo führt er aus für
eine Arbeiterbildung, weil eine allgemeine Volk sbil-
dung heute unmöglich iſt. Jede Klaſſe braucht die Bildung zur
Förderung ihrer Klaſſenintereſſen. Für die Arbeiter brauchen
wir eine Bildung, die ihnen einen Einblick in ihre Klaſſenlage
ermöglicht. Von den verſchiedenen Wiſſensgebieten kommt in
erſter Linie Geſchichte und Nationalökonomie in
Betracht, weiterhin Naturwiſſenſchaft, Literatur-Ge-
ſchichte uſw. Die Bildungsausſchüſſe ſollen auch nicht auf
künſtleriſche Darbietungen verzichten. Er rede nicht dem
Dilettantismus das Wort, der ſich beſonders in dem
Theaterſpielen von Arbeitern äußert. Damit ver-
trödeln die Arbeiter Zeit, und die Zuhörer
haben keinen Genuß. Es wird mehr und mehr überall
möglich, geeignete gebildete Perſonen zu theatraliſchen und
ähnlichen Veranſtaltungen zu gewinnen. Auch im Arbeiter
heim und in den öffentlichen Arbeiterinſtituten läßt ſich die
wirkliche Kunſt pflegen. Nichtsſagende Nippſachen, „Haus-
ſegen“ aller Art beſeitige man und beſorge ſich dafür ein
ſchönes Bild oder einen Blumenſtrauß. Wahre Kunſt bietet
eine Erholung. Sie kann uns auch unmittelbar in unſerem
Kampfe anfeuern. Die Pflege der Arbeiterbildung hat nicht
planlos, ſondern ſyſtematiſch zu geſchehen. Eine haupt-
ſächliche Förderung dieſes Beſtrebens iſt durch den zentralen



BDndungsausſchuß der Partei in Berlin erzielt worden. Hun-

derttauſende von Mark geben heute die Arbeiterorganiſationen
für Bildungszwecke aus. Redner erörtert dann die Tätigkeit
der Arbeiterbildungs-Ausſchüſſe. Dabei haben alle Unterſchiede
zwiſchen Partei und Gewerkſchaften zu unterbleiben. Es iſt
zu empfehlen, ſolche Ausſchüſſe für ganze Wahlkreiſe
zu bilden. Unſer großer Kulturkampf erfordert, alle Mittel
zu ſeiner Förderung aufzubieten. (Beiſall.)

Jn der Debatte wird gewarnt vor manchen bürgerlichen „Ge-
lehrten“, die ſich den Arbeiterorganiſationen zu Vorträgen an-
bieten und oft unerhört hohe Honorare fordern. Jn ſeinem
Schlußwort kommt Schulz auf die Kinematographen zu
ſprechen und meint, daß man auch verſuchen müſſe, auf deren
Darbietungen einzuwirken. Sie ſind ein gutes Bildungsmittel,
wenn der Schund aus ihnen beſeitigt wird. Am Schluſſe der
Ausſprache wird ein Antrag angenommen, nach dem für den
ganzen Bezirk ein zentraler Bildungsausſchuß mit
dem Sitze in Magdeburg gewählt wird. Der Obmann des-
ſelben iſt der Bezirksſekretär. Aufgabe der Körperſchaft ſoll
es ſein, in Verbindung mit dem Bildungsausſchuß in Berlin
Vertragsſerien feſtzulegen und den angeſchloſſenen Kartellen
bei mäßigen Unkoſten gute Veranſtaltungen zu ermöglichen.

Nunmehr folgt die Beratung von Anträgen. Ein Antrag
Zerbſt will, daß ſich die Arbeiterbewegung mehr mit dem
Unwert der Volksverſicherungen beſchäftige. Jn der Debatte
ſprechen Kleeis-Halle, Krüger-Deſſau, Undeutſch-
Magdeburg, Prull-Halberſtadt, Wernicke-Magdeburg,
Markmann- Roßlau. Man beſchließt, den Antrag zwar
anzunehmen, das weitere aber dem Bezirksſekretariat zu über-
laſſen. Der Antrag, zu erzielen, daß die Gewerkſchaftsbeiträge
vom ſteuerpflichtigen Einkommen abgezogen werden, wird mit
Rückſicht auf die geſetztichen Beſtimmungen als undurchführbar
erklärt. Gleichwohl wird er angenommen. Das Nähere wird
den einzelnen Kartellen überlaſſen.

Die nächſte Kartellkonferenz ſoll in Sangerhauſen
ſtattfinden. Unter Verſchiedenem wird nochmals der
Mansfelder Streik und ein Streik in der Kinderwagen-Fabrik
in Zeitz behandelt. Hille- Magdeburg lenkt die Aufmerkſam-
keit auf die Landarbeiter-Organiſationen. Er bittet die Kar-
telle, ihn zu unterſtützen.

Mit den üblichen Abſchiedsworten wird ſodann die Konferenz
geſchloſſen.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 16. Mai 1911.

Aus dem Stadtparlament.
Arbeiterlöhne und bürgerliche Bequemlich-

keiten.
Unter anderen Eingängen war der geſtrigen Sitzung der

Stadtverordneten die Petition der öffentlichen Verſammlung
der Gemeindearbeiter zugegangen, die die vorjährige Lohn-
'regelung, die nur einzelne Arbeiter betraf, für ungenügend
erklärt und dann ſagt:

Die Verſammelten erwarten, daß die ſtädtiſchen Kollegien
in eine baldige Beratung der Wünſche eintreten. Eine Er-
höhung aller Löhne für ſämtliche Arbeiter um 30 Pfg. pro
Tag dürfte den gegenwärtigen Verhältniſſen annähernd ent-
ſprechen. Einer beſonderen Begründung glauben die Geſuch-
ſteller um deswegen überhoben zu ſein, weil die allgemeine
Teuerung aller Lebens- und Bedarfsmittel als ebenſo die
Steigerung der Mietpreiſe eine noch immer andauernde iſt und
hierdurch das Einkommen der ſtädtiſchen Arbeiter bei weitem
nicht zur Befriedigung der notwendigſten Bedürfnie ausreicht.

Gleichzeitig richten die Verſammelten an den Magiſtrat und
das Stadtverordnetenkollegium das Erſuchen, nunmehr die
ſchon früher gewünſchten Arheiterausſchüſſe ins Leben zu rufen,
um damit den Arbeitern die notwendige Verhandlungsinſtanz
zu ſchaffen.

Dieſe Petition, deren einzelne Sätze jeder für ſich ſchon ihre
Wichtigkeit begründen, erfuhr eine Behandlung, die eigenartig
zu der Behandlung des. ſpäteren Punktes der Tagesordnung
kontraſtierte. Auf die Anfrage des Vorſitzenden, wem die Ein-
gabe zur Behandlung übergeben werden ſoll, wollte der Stadtv.
Kühme die Petition damit abtun, daß er ihre Beratung bis
zur Erledigung einer ähnlichen dem Magiſtrat überwieſenen
Petition einfach zu verſchieben beantragte. Stadtv. Thiele
wandte ſich ſofort gegen dieſen Antrag. Er machte darauf
aufmerkſam, daß in ſechs bis ſieben Wochen die Ferien der
Stadtverordneten beginnen und die Petition doch vorher Er-
ledigung finden müßte. Außerdem enthalte dieſe Petition eine
ganze Anzahl neuer Geſichtspunkte gegenüber der früheren der
Gewerkvereine. Er beantrage die Vorberatung der Petition
durch den Petitionsausſchuß.

Dieſer Antrag wurde dann auch angenommen. Weit größeres
Jntereſſe als an dieſer Arbeiterlohnfrage hatten die bürger-
lichen Herren an den baulichen Umänderungen beim Bad
Wittekind, der Reilsburg und dem Zzoologiſchen Garten. Dieſe
Dinge wurden durchaus nicht kurz abgewürgt, ſondern mit
großer Liebe lang und breit beſprochen und dann die 11 700 Mk.
für dieſe Verbeſſerungen bewilligt. Das Bemühen unſeres Ge-
noſſen Emmer, einen Abſtrich durchzuſeen, blieb erfolglos.

Aus den Mitteilungen iſt noch die Beſchickung des Städtetages
ni Aſchersleben intereſſanter Erwähnung zu tun. Unſer Ober
leiſtete ſich dabei nämlich einen guten Witz, der ihm in ſeiner
ſtaatsbürgerlichen Unſchuld aber bitter ernſt war. Die Wahl
der Delegierten der Stadtverordnetenver ſammlung machte
nämlich einige Schwicrigkeiten, da keiner der Vorgeſchlagenen
annehmen wollte. Der Oberbürgermeiſter wollte nun die
Wichtigkeit der Tagesordnung betonen und er meinte dabei, daß
das Zweckverbandsgeſetz zur Beratung ſtehe, das ſeit 100 Jahren
den erſten Eingriff in die ſtädtiſche Selbſtverwaltung bedeute.

Den erſten Eingriff! Der arme Dr. Rive hat ein ſo
ſchwaches Gedächtnis, daß er von all den Stadträten, Bürger-
meiſtern und Schuldeputationsmitgliedern, die trotz Wahl durch
die Bürgerſchaft nicht beſtätigt wurden, nichts weiß, auch nichts
weiß von den Bremserlaſſen, die den Kommunen die beſſere Be
zahlung der Lehrer verbot, nichts mehr weiß von den unge-
zählten Bevormundungsfällen, die Landräte und höhere Re-
gierungsſtellen ſich fortgeſetzt gegen die Städte herausnehmen
und ſchließlich ſich nicht mehr erinnert an die geſetzlichen Ein-
griffe, die ſeit der Rückwärtsrevidierung der Städteordnung
im Jahre 1853 das preußiſche Dreiklaſſenhaus nie geſcheut hat.
Alles das ſind Eingriffe in die Selbſtverwaltung, zu denen das
Zwecksverbandsgeſetz nur als neueſter allerdings recht draſti-
ſcher Eingriff hinzukommt.

Aber das Jntereſſe der Stadtverordneten war durch die
Aeußerung Dr. Rives doch geweckt. Die Wahl ging nun glatt
von ſtatten. Auf dem Städtetag in Aſchersleben (15.-—-17. Juli)
wird der Magiſtrat durch die Herren Oberbürgermeiſter Dr.
Rive, Stadtrat Dr. Puſch und Stadtrat Grote vertreten ſein.
Die Stadtverordnetenverſammlung wählt zu ihren Vertretern
die Herren Lembſer, v. Blume und Bangert.

Schließlich lag noch eine Anfrage, unterſchrieben von einer

Anzahl Stadtverordneter, vor, die von dem Magiſtrat darüber
Auskunft verlangt:

Wie weit ſind die Vorarbeiten für das
Hallenſchwimmbad gediehen, und wann iſt
darüber eine Vorlage zuerwarten?

Dre Magiſtrat will dieſe Anfrage in der nächſten Sitzung
beantworten. Wir ſind auf dieſe Antwort wie die übrige
ſtädtiſche Einwohnerſchaft ſehr geſpannt. Zeit war's ſchon, daß
der Magiſtrat ſich endlich zu energiſchem Handeln aufraffte.

9

Jm Verlauſe der Sitzung wurde beſchloſſen: Den aus der
Militäranwärterklaſſe hervorgegangenen mittleren Bureau-
und Kaſſenbeamten bei der erſten etatsmäßigen Ankellung
ein Jahr auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, wenn
ſie nach ſechsmonatlicher Probedienſtleiſtung mindeſtens ein
Jahr diätariſch im Bureaudienſte der Stadtverwaltung
Halle a. S. tätig waren.Die durch dieſe Beſſerſtellung einiger Militäranwärter hervor
gerufenen Mehrkoſten betragen jährlich 750 Mk. Stadtv.
Thiele war namens unſerer Genoſſen dieſen Antrag ent-
gegengetreten, wobei er ſagte:

Die Beanmtenanſtellung nach 9 bis 12 jähriger Dienſtzeit iſt
an ſich ſchon für die Militäranwärter eine ausreichende Ver
günſtigung. Es liege gar keine Veranlaſſung vor, den Militär
anwärtern noch beſonders entgegenzukommen. Er erſuche um
Ablehnung des Antrages auch ſchon deshalb, weil mit ſeiner
Annahme man nicht mehr ſicher wäre vor den neuen An-
ſprüchen, die andere Beamtenkatagorien mit größerem Recht
ſtellen zu glauben könnte. Auch der Widerſpruch unſerer Ge-
noſſen gegen einen neuen Tarif über die Beiſetzung von Aſchen-
reſten feuerbeſtatteter Leichen auf dem ſtädtiſchen Friedhof
drang nicht durch. Debattelos wurde beſchloſſen,
vom 1. April 1912 ab für die Benutzung der
Peißnitzbrüle und der Weinbergsbrücke Brückengeld
nicht mehr zu erheben, die Neuvermietung des Peißz-
nitz-Reſtaurants nebſt Zubehör vom 1. April 1912 auf die
Dauer von 6 Jahren unter Zugrundelegung der bisherigen
Vermietungsbedingungen wird öffentlich ausgeſchrieben. 8 9
der Bedingungen ſoll den Zuſatz erhalten: „Der Mieter iſt ver-
pflichtet, ſein Perſonal in erſter Linie durch Vermittlung der
vom hieſigen Verein für Volkswohl eingerichteten Arbeitsnach-
weisſtelle für das Gaſtwirtsgewerbe anzunehmen.“

Da die Amtszeit des Stadtrats Richter abgelaufen nſt, mußte
eine Neuwahl vorgenommen werden. Stadtrat Richter wurde
dabei mit 33 von 46 Stimmen wiedergewählt.

Bewilligt wurden noch 920 Mk. zur Einrichtung der Schüler
werkſtatt der Hilfsſchulklaſſen in der Volksſchule an der Her
mannſtraße.

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurden zu Armenpflegern ge
wählt: für den 20. Bezirk Drechſlermeiſter Max en ze,
Große Wallſtraße 39; für den 13. Bezirk der Arzt Dr. Kögel,
Steinweg 30. Ferner ſtimmte die Verſammlung der An-
nahme eines Kapitals im Betrage von 700 Mk. zu gegen Ueber-
nahme der Verpflichtung, zwei auf dem Stadtgottesacker be-
legene Erbbegräbnisſtellen bis zum Jahre 1984 zu pflegen und
zu unterhalten. Die Wahl von Mitgliedern der Theater-
Deputation wurde bis Schluß des laufenden reſp. Anfang des
nächſten Jahres vertagt.

Rettungsringe her, für die Opfer der Saale!
Alljährlich, wenn in der ſchönen Jahreszeit der Ruderſport

Hunderte auf das Waſſer lockt, fordert die Saale ihre Opfer. Jn
dieſem Jahre ſind ſchon einige tödliche Unglücksfälle zu verzeichnen.
Das letzte Unglück geſchah erſt vor 14 Tagen, es iſt noch in leb
hafter Erinnerung der Unglückliche hätte gerettet werden können,
wenn die „Zuſchauer“ beherzter oder wenn Rettungsringe in
der Nähe geweſen wären. Jn vielen Städten hat man an den
Brücken oder an gefährlichen Stellen des Flußlaufes Rettungs-
ringe, an einer langen Leine befeſtigt, handrecht angebracht.
Dieſe muſtergültige Einrichtung hat ſich ſchon oft und gut bewährt
und bei manchem Verunglückten die Rettung ermöglicht. Es iſt
unbedingt nötig, daß nach all den Unglücksfällen, die hier geſchehen,
die Stadt Halle endlich auch Mittel zu dem Zweck bewilligt,
Rettungsringe in genügender Zahl an gefährlichen Stellen anzu-
bringen. Auch die Bootsverleiher müßten dazu angehalten werden,
Rettungsringe in ihrer Hütte aufzubewahren und den Boots-
mietern auf Wunſch mitzugeben. Wenn auch nur ein Menſchen
leben durch dieſe Vorſichtsmaßregel gerettet würde, wären die
Mittel dafür glänzend angelegt.

Wo bleibt Halle? Unſere Stadt kümmert ſich bekanntlich
um das für die Geſundheit ſo wichtige Reinlichkeitsbedürfnis
der Bevölkerung gar nicht, während andere Gemeinden immer
aufs neue Aufwendungen dafür machen. So hat jetzt die Ge
meinde Gotha dem Naturheilverein für den Bau eines großen
Luſtbades eine Beihilfe von 800 Mark gewährt. Die Stadt
Gera gab 10000 Mark als zinsloſes Darlehen her. Jn Hagen
in Weſtfalen war dem dortigen Naturheilverein ſeitens der
Stadt bisher eine jährliche Beihilfe von 500 Mark für ſein
Luftbad gewährt worden. Bei der diesjährigen Etatsberatung
beantragte der Stadtv. Dr. med. Müller, „die Summe als
Unterſtützung eines ganz einſeitigen Unternehmens, das mehr
ſchade als nütze, abzulehnen Dem Herrn Doktor wurde indes
ſeitens einiger Stadtverordneten, die das Luftbad aus eigener
Anſchauung kennen, entſchieden widerſprochen. Man erklärte
ihn für befangen und ſprach ihm die Erfahrung ab. Der er-
lbetene Betrag wurde denn auch mit großer Majorität bewilligt.
Die Reihe der Städte, die den großen Wert der Luftbäder er-
kennen und unterſtützen, mehrt ſich von Tag zu Tag. Sogar
Lerlin will jetzt ein eigenes Luftbad, allerdings noch nicht für
1611, errichten andere Städte, wie München, Chemnitz, Zittau,
Durlach, M.-Gladbach, ſind damit längſt vorangegangen oder
haben gemeinnützige Vereine dabei unterſtützt. So ſieht es
in anderen Orten aus und in Halle gibt es noch nicht einmal
eine ſtädtiſche Badeanſtalt mit Wannen- und Schwimmbädern,
geſchweige denn ein Luftbad.

Der Blumentag, der für die Veteranen zum 16. Juni ge-
plant worden war, iſt verſchoben worden. Er ſoll nach den Be-
ſchlüſſen der Kriegervereinsherren erſt im Mai nächſten Jahres
ſtattfinden. Man ſcheint alſo doch ſo bei kleinem ein Haar in
dieſer Harmonieſuppe zu finden.

Als läſtige Ausländer ins Halleſche Gefängnis gebracht
wurden dieſer Tage ein paar aufſäſſige ruſſiſch-polniſche Ar-
beiter des Ritterguts Knauthain bei Leipzig. Auf dem Ritter-
gute herrſchen ſo angenehme Arbeitsverhältniſſe, daß ſelbſt den
genügſamen ausländiſchen Arbeitsſklaven „rebelliſcher“ Geiſt
eingeimpft wird. Vor kurzem kam es dort zu einem Streit mit
der Gutsverwaltung, in deſſen Verlauf die ruſſiſch-polniſchen
Arbeiter die Arbeit niederlegten und einige Tage ſtreikten. So-
fort war ein größeres Gendarmeriegufgebot zur Stelle und
verhaftete drei der „Hauptanſtifter“. Die „Rädelsführer“ wur-
den als läſtige Ausländer über die Grenze und zunächſt nach
Halle in das Amtsgericht gebracht.

Auollo- Theater. Heute beginnt das Reſidenztheater zu Weimar
ſein Gaſtſpiel mit dem Schwank Patent Nr. 999. Wir machen
auf dieſe Premiere hiermit nochmals aufmerkſam.

Walhalla- Theater. Auf das heute beginnende Gaſtſpiel des
Deutſchen Operetten-Enſembles vom Grand- Theater der Kgl.
Stadtſchouburg zu Amſterdam ſei nochmals empfehlend hingewieſen.
Viktor Holländers „Die Herren von Maxim“ erlebte die meiſten
Aufführungen (ca. 700) in Berlin. Es können hier aber nur
wenige Wiederholungen ſiattfinden. Die Vorſtellungen beginnen
8 Uhr.Laute Hilfernfe tönten geſtern kurz nach Mittag aus demRefſormbad Kl. Klausſtraße 14 heraus. onen, die dieſen Hilfe

rufen nachgehend in die Anſtalt eindringen wollten, wurden von

der Frau des Beſitzers zurückgewieſen. Ebenſo erging es einem
Schutzmann, dem man erklärte, es ſei nur J in Krämpfe
gefallen. Nach kurzer Zeit erſchollen aber die Rufe wieder undda ſich ein großer Menſchenanſlauf gebildet hatte, drang jetzt der

Schutzmann mit Gewalt ein. Nach einer ganzen Weile brachte er
dann eine Frau, die im Geſicht ſtark blutete, mit heraus.
Frau war völlig verwirrt und taumelte hin und her. Sie wurde
in t Behandlung geführt. Der Arzt ſtellte Quetſchungew
und Verletzungen am ganzen Kopf und beſonders im Geſicht feſt,
die nach ſeinem Atteſt nur durch Mißhandlungen mit harten Gegen-
ſtänden hervorgerufen ſein können. Da ein Schutzmann von den
Vorgängen in der Badeanſtalt Notiz genommen hat, iſt die ge
richtliche Aufklärung dieſes Falles hoffentlich ohne Umſchweife zu
erwarten.

Unſere „beſſere“ Jugend. Drei Arbeiterkinder bemühten ſich
geſtern nachmittag einen kleinen Kohlenwagen die Berliner Straße
hinaufzuziehen. Sie kamen dabei mit einem den Fahrdamm
paſſierenden Realſchüler in Wortwechſel. Jm Verlaufe des Streits
ergriff der Schüler ein kleines Mädchen, das den Wagen ſchob,
bei den Haaren, ſchlug auf das Kind ein und warf es auf das
Pflaſter, wo es bewußtlos liegen blieb; die anderen beiden Kleinen
hatten inzwiſchen die Flucht ergriffen. Der Schüler lief dann
ebenfalls davon, iſt aber erkannt worden. Das kleine Mädchen
wurde von Paſſanten in ein Haus getragen. Ein herbeigerufener
Polizeiſergeant nahm den Tatbeſtand auf. Hoffentlich erhält dieſer
„gebildete' Schüler die ihm gebührende Strafe.

Ein Wafſſerrohrbruch führte heute früh zu einer Ueber
ſchwemmung am alten Canenger Weg. Der Rohrbruch trat in
der Nacht um 4 Uhr bei der Zentralwerkſtätte ein und das
Waſſer ſammelte ſich dann in der etwas tiefer gelegenen Partie
des alten Canenger Weges. vor dem Weſtphalſchen Kohlenhof.
Der Weg iſt auf der einen Seite für Fußgänger unpaſſierbar.,
Auch für Fuhrwerke iſt der Verkehr durch die etwa 100 Meter
lange Ueberſchwemmungsſtelle etwas erſchwert.

Zu dem ſchweren Automobilunfall wird noch mitgeteilt:
Der Zuſammenſtoß erfolgte um 167 Uhr zwiſchen Ammendorf
und dem Roſengarten. Fünf Motorfahrer fuhren auf der
rechten Seite, während das Automobil des Herrn Lauer in
Merſeburg, der in den Automobilkreiſen als rückſichtsloſer
Fahrer gefürchtet iſt, in einem raſenden Tempo von zirka
75 Kilometern Geſchwindigkeit herankam. Der Führer des
Wagens, Herr Lauer ſelbſt, bremſte beim erſten Motorfahrer.
Der Wagen ſchleuderte des übermäßigen Tempos wegen durch
zu ſpätes Bremſen zur Seite und warf drei Motorradfahrer
um. Das Auto rutſchte noch za. 30 Meter von der linken Seite
quer über die Straße nach der anderen Seite gegen einen
Baum, welcher ſamt den Wurzeln herausgeriſſen wurde und
dann gegen den nächſtſtehenden mannſtarken Baum, der infolge
des koloſſalen Anpralles bis in das Geäſt hinein zer-
ſplitterte. Die Motorfahrer beſorgten ſofort vom Berg-
mannstroſt einen Krankentransportwagen, um den ſchwerver-
letzten Chauffeur Lüttich nach dort zu transportieren, wo der-
ſelbe noch heute beſinnungslos darniederliegt. Ein Wagen der
elektriſchen Fernbahn Halle Merſeburg war zurzeit des Un
falls nicht auf der Straße zu ſehen. Herr Lauer brauchte einem
ſolchen alſo nicht auszuweichen.

Saale Dampfſchiffahrt. Mittwoch, den 17. Mai, finden
Fahrten nach Wettin nachmittags 3 Uhr, eine Konzertfahrt nachNeuRagoezi nachmittags 3 Uhr und abends Konzertfahrten von
Peißnitzbrücke nach Saalſchloßbrauerei ſtatt. Näh. ſ. Jnſ. in der
heutigen Nummer.

Ammendorf. Parteigenoſſen des 1. Bezirks. Am
Mittwoch, den 17. Mai, abends S Uhr, findet im Bahnhofs
ſchlößchen zu Ammendorf eine Sitzung der Mitglieder des Sozial-
demokratiſchen Vereins (1. Bezirk) ſtatt. Einen zahlreichen Beſuch

erwartet Die Diſtriktsleitung.Könnern. Teutſches. Vom 8.-10. Juli veranſtaltet der
Nordoſtthüringer Turngau der deutſchen Turnerſchaft in
hieſiger Stadt ein Gauturnfeſt. Es wird von den Beteiligten
mit einem Maſſenbeſuch gerechnet. Die Einwohnerſchaft wird
deshalb aufgefordert, für die Turner Freiquartiere zur Verfügung
zu ſtellen. Obwohl wir Freunde der Leibesübungen und der
Körvperkultur ſind, können wir uns für die Deutſche Turnerſchaft
nicht erwärmen. Denn ihre Führer verſuchen ſtets, die Turner im,
hnrrapatriotiſchen Sinne zu erziehen und der Arbeiterſchaft
Knüppel zwiſchen die Beine zu werfen. So haben ſie bei den
Hottentottenwahlen unter Führung des alten Götz den Reichs
verbandsſchimmel kräftig mitgeritten. Auch verſuchen ſie es immer
wieder, den Arbeiter-Turnerbund als „ſozialdemokratiſch“ bei den
Behörden anzuſchwärzen. Wenn deshalb in den nächſten Tagen
die Liſte zum Einzeichnen für die-Quartiere vorgelegt wird, kann
es für die Arbeiterſchaft nur eins geben: Hinaus mit den.
Quartiermachern mitſamt den teutſchen Turnern.
Theater, Am Sonnabend und Sonntag gab das Schauſpiel-

Enſemnble der Ww. Leonhardt zwei Vorſtellungen im Bürger
garten. Die Sonnabendvorſtellung war ſchwach beſucht. Dahin
gegen war die Sonntagvorſtellung gut beſucht. Geſpielt wurde
flott. Doch ließ das Publikum bei ſortwährender Unruhe die.
Dankbarkeit vermiſſen. Das mag auch dem Stück (Die Welt ohne
Männer) zuzuſchreiben ſein, denn das zum Denken erwachte
Proletariat hätte lieber ein Stück aus den Kämpfen des Lebens
geſehen.

Aus den Gerichtsſälen.
Schöffengericht.

Gefärbte Wurfthüllen. Nahrungsmittelfälſchungen bilden jetzt
einen weſentlichen Beſtandteil der Gerichtsverhandlungen, denn es
vergeht keine Woche, in der nicht dieſe oder jene Fälſchungauſgerollt wird. Jm Konkurrenzkampf verſucht jeder Vertreiber
von Nahrungsmitteln ſeine Ware ein ſo nettes wie mögliches'
Anſehen zu geben und ſei es durch Fälſchung und andere Mittel.
So wurde aus dem Laden des Fleiſchermeiſters Lichtenfeld
ein Probe Brühwürſtchen mitgenommen, deren Umhüllung ge-
ſärbt war. Um den Würſtchen ein hübſches rotes Anſehen zu
geben, hatte man die Hülle mit Teerfarbe gefärbt. Die Verwen
dung der Farbe zur Zubereitung von Fleiſch- und Wurſtwaren,
iſt ſeit Jahren auf Grund einer Bundesratsbeſtimmung verboten.
Fleiſchermeiſter Lichtenfeld und ſein Geſelle Pretzſch erhielten
Anklagen wegen Nahrungsmittelfälſchung und wegen Vergehens
gegen das Fleiſchbeſchaugeſetz. Lichtenfeld erklärte, er wiſſe von
der Fälſchung garnichts und ſchob alle Schuld auf ſeinen Geſellen,
der die Färbung aus eigenem Antriebe unternommen haben
müſſe. Der Geſelle gab die Färbung zu und nahm alle Schuld
auf ſich. Dem Meiſter wurde vorgehaliten, es liege der Verdacht
nahe, daß zwiſchen dem Meiſter und dem Geſellen eine Verein
barung getroffen ſei, nach der der Geſelle alle Schuld auf ſich
genommen habe, um ſeinen Meiſter zu ſchützen, denn es ſei doch
faſt undenkbar, daß ein Geſelle aus eigenem Antriebe ſolche
Färbung ausführe. Meiſter und Geſelle blieben aber bei ihren
Angaben. Da dem Meiſter ein Verſchulden nicht nachgewieſen
werden ſtonnte, mußte ſeine beantragte Freiſprechung erfolgen.
Der Geſelle wurde zur Zahlung einer Geldſtrafe von 20 Mk.
verurteilt.

Die Kinemgtographenzenſur beſchäftigte geſtern wieder in einigen
Fällen die Uebertretungsabteilung. Wir haben ſchon früher darauf
hingewieſen So lange die Zenſur lediglich durch die Polizei aus
geübt wird, wird in den Kinematographentheatern nicht die not
wendige Reinheit geſchaffen werden, die von dem normalen Men-
ſchen verlangt werden kann, denn über den Geſchmack der Polizei
hraucht man nicht zu ſtreiten. Wurde doch des Genoſſen Singers.
a berdegängnis als empfunden, während Schlachten

Kriegsbilder, wie man häufig aus der bürgerlichen Preſſe
di nehmen kann, mit Wonne „verſchlungen“ werden. Hier wird
dir ch Pufr ſteh pnlich durch einen Wachtmeiſter, zuweilen auch
cker ſelbſt et Was dabei heranskommen ſoll, magW eurteilen. Ein Amtsanwalt machte neulich den Vor
S g, n möchte beſonders den Kindern die ſchönen Täler und

en der Umgebung Halles und Landſchaften der Provinz Sachſen
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in den Kinos zeigen. Gewiß war der Vorſchlag gut gemeint,
d ieſicheigt war dabei leider nicht, daß auch die Kinos kapi
t ſche Unternehmungen ſind, die dieſelben Films, die ſie in

alle zeigen, auch in Berlin, Leipzig, Magdeburg und ſonſtwo
zur Schau anbieten. Dem Geſchmack der Berliner Polizei hat
man hier in ſofern Konzeſſionen gemacht, daß Vorführungen, die
von ihr genehmigt worden ſind, hier erſt 24 Stunden vor der
Aufführung angemeldet werden braichen, während Films, die noch
nicht die Berliner Zenſur paſſiert haben, drei Tage vor der Auf
führung bekannt gegeben werden müſſen. Verletzt waren in den
vorliegenden Fällen die bekannten Beſtimmungen betreffend die
Kindervorſtellungen. Man ſagte, die Kinder wären „wie wahn
ſinnig auf die Kinos“; ſtundenlang vor dem Beginn der Vor-ſtellungen ſtellten ſie ſich an den Theatern auf. Ein Theater
unternehmer wurde der Strafverfügung gemäß zu 9 Mk. Geld
ſtrafe verurteitt; andere Verhandlungen wurden vertagt.

Aus den Dachbarkreiſen.
(Fortſetzung des provinziellen Teiles aus der zweiten Beilage.)

Zur Abrechnung des Maifonds.
Wir erſuchen die Partei- und Gewertſchaftskaſſierer, die mit

den Maifondsmarken noch nicht abgerechnet haben, dies bis zum
Juni mit den Kreisvorſtänden zu tun.

Der Verwaltungsausſchußz. J. A.: A. Leopoldt, Zeitz.

Vieſteritz. Die Gemeindevertreterſitzung beſchloß,
eine Anleihe von 12000 Mk. zur Beſtreitung der Koſten für die
Erweiterung der elektriſchen Lichtanlage und zur Beſchaffung
der Zähluhren für die Anſchlüſſe aufzunehmen und dieſelbe
nach Fertigſtellung der Anlage in eine Amortiſationsanleihe
umzuwandeln. Der Gemeindevorſteher teilte mit, daß die
Pontons eingetroffen ſind. Mit dem Aufbau der Badeanſtalt
ſoll ſofort begonnen werden. Weiter wurde verhandelt über
Straßenbauten und Wegebeſſerungen. Der Gemeindevorſtand
erklärte ſich bereit, einen Plan für die Straßenpflaſterung aus-
zuarbeiten. Einem Geſuche des Hauptlehrers Weinholt, die
durch den Schulausflug der erſten Klaſſe nach dem Wörlitzer
Park entſtandenen Unkoſten von 9 Mk. auf die Gemeindetaſſe
zu übernehmen, wurde zugeſtimmt. Ebenſo erklärte ſich die
Vertretung einverſtanden mit der Beſchaffung von ſechs Schul-
kinderpfeifen. Zum Schluß wurde gegen die Stimmen unſerer
Genoſſen beſchloſſen, 20 Exemplare ver patriotiſchen Jugend-
zeitung Der Feierabend für die erſte Klaſſe der Fortbildungs-
ſchule auf Koſten der Gemeinde zu beſchaffen. Eine Empfeh-
lung unſerer Jugendzeitſchrift Arbeiterjugend fand ſelbſtredend
keine Berückſichtigung.

Zeitz. „Die Arbeitswilligen müſſen nachdrück-
lich geſchützt werden.“ Das Zeitzer Schöffengericht,
deſſen Streikurteile ſchon berechtigtes Aufſehen erregten,
urteilte vorige Woche wieder über einige fürchterliche Ver-
brechen, die während des Streiks in der Kinderwageninduſtrie
begangen ſein ſollen. Eine junge Arbeiterin ſollte die Arbeits-
willige Schmidt in einem Tanzlokal Streikbrecherin genannt
haben. Trotzdem die Anklage auf einfache Beleidigung lautete
und trotzdem auch der Amts anwalt nur Geldſtrafe be-
zantragte, wurde die Angeklagte zu einer Woche Gefäng-
nis verurteilt. Der Amtsrichter ſchüttete bei der Begrünvung
des Urteils ſein übervolles Herz aus. Bei den vielen Streik-
ſachen, die ſich immer mehr häufen, muß energiſch zugegriffen
werden. Die Arbeitswilligen müſſen nachdrücklich geſchützt
werden. Der Schloſſer Urban ſollte bei Naether am Tage vor
dem Streik eine Revolverdrehbank dadurch unbrauchbar ge-
macht haben, indem er einige Konuſſe uſw. abſchraubte. Er
erhielt wegen Sachbeſchädigung einen Monat Gefäng-
nis. Jntereſſant war hier die Ausſage des Jngenieurs Rich-
ter, der bekundete: Jn den 4 bis 5 Tagen, wo die Maſchinen
ſtill ſtanden, ſei der Firma ein Schaden von 30 bis 40 Mark
entſtanden. Daran kann man erkennen, was die Firma ver-
dient. Von einem Arbeiter alſo in 4 bis 5 Tagen 30 bis 40
Mark. Macht bei rund 1000 Arbeitern in einem Jahre zwei
Millionen 400 000 Mk., alſo jeder Arbeiter ſchafft der Firma
2400 Mark Mehrwert pro Jahr. Bei dieſem ſchlechten Ver-
dienſt iſt es begreiflich, daß die „unverſchämten Forderungen“
der Arbeiter abgewieſen wurden. Jn einem dritten Fall er-

hielt die Arbeiterin Förſter drei Wochen Gefängnis.
Sie ſollte die Arbeiterin Patho aus Theißen bedroht haben
durch die Worte: „Die darf auch nicht arbeiten, ſonſt krieg! ſie
die Freſſe voll.“ Jn einem weiteren Fall erhielten die Ehe-

leute Stehfeſt je 14 Tage Gefängnis. Der Mann ſollte
ein Meſſer gewetzt und dabei geſagt haben: „das iſt für die
Streikbrecher!“ Die Frau ſollte geſchimpft haben. Aber auch

w.

eine Freiſprechung war zu verzeichnen. Der Arbeiter
Schniede aus Bergisdorf ſollte den Arbeiter Geßner ebenda be-
droht haben. Geßner ſagte jedoch mit philoſophiſcher Ruhe
dem Gericht: „Nein, nein, das iſt ja mein beſter Freund, der
ſagt ſo etwas überhaupt nicht.“ Selbſt der Amtsanwalt mußte
hier die Freiſprechung des Sünders beantragen.

Die Arbeitswilligen müſſen geſchützt werden, wenn auch das
Anſehen der Juſtiz bei dieſer Schützerei leidet!

Altenburg. Sozialdemokraten ſind unfähigl!
Der Gemeinderat in Breitenhain hatte unſern Genoſſen Theile
zum Gemeindevorſteher gewählt, das Landratsamt hatte jedoch
der Wahl die Beſtätigung verſagt. Deshalb legten unſre Ge-
noſſen im Gemeinderat Beſchwerde beim Miniſterium gegen die
Nichtbeſtätigung ein. Doch das Miniſterium hat die Beſchwerde
mit dieſer Begründung zurückgewieſen: „Her dem landrats-
amtlichen Beſcheid gegebenen Begründung wird beigetreten.
Geſchäftliche Gewandtheit und unbeſcholtene Lebensführung ge
nügen nicht zur Befähigung für das Amt des Gemeindevor-
ſtehers. Da die Gemeinde ein organiſches Glied des Staates
iſt; kann als Leiter einer Gemeinde nur eine Perſon beſtätigt
werden, die auch nach ihrem bisherigen politiſchen Ver-
halten die Gewähr bietet, daß ſie die Angelegenheiten der Ge-
meinde nach den für die Staatsverwaltung maßgebenden
Grundſätzen leiten und verwalten wird. Dieſe Gewähr kann
der Beſchwerdeführer nicht bieten, da er ſich als Anhänger der
politiſchen Beſtrebungen betätigt hat, die ſich gegen die be-
ſtehende Staatsordnung richten.“ Die Sozialdemokraten ſind
alſo Staatsbürger zweiter Klaſſe!

Aus der Genoſſenſchaftsbewegung.
Die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine

hat ihren Bericht über das Geſchäftsjahr 1910 herausgegeben.
Das verfloſſene Wirtſchaftsjahr 1910 wird in dem Bericht
den Jahren zugezählt, die ſich nicht durch die ſprunghafte
Aufbeſſerung aller Verhältniſſe, aber auch nicht durch allzu
ſtarke Rückſchläge auszeichneten. Die Großeinkaufsgeſell-
ſchaft vermag aber wiederum auf ein ſehr gutes Geſchäfts-
jahr zurückzublicken. Jhr Umſatz belief ſich auf rund 89 Mil-
lionen Mark, ihr Reingewinn auf rund 1 Million Mark. Der
diesjährige Geſchäftsbericht iſt inſofern beſonders intereſſant,
als er zum erſtenmal über Eigenproduktion in
größerem Maßſtabe berichten kann. Während die Großein-
kaufs geſellſchaft bieher nur eine Kafferöſterei betrieb, hat
ſie am 1. Januar 1910 die Tabakarbeitergenoſſen-
ſchaft mit ihren drei Zigarrenfabriken übernommen und
kann damit hier über ein volles Jahr der Eigenproduktion
berichten. Obwohl das am 15. Auguſt 1909 in Kraft ge-
tretene Geſetz über den Tabakwertzoll noch im Jahre 1910
die Geſchäftsergebniſſe außerordentlich ſtark beeinflußte, ſtieg
der Geſamtumſatz von 27807 Milli Zigarren auf 30113
Milli, das bedeutet eine Umſatzſteigerung von 8,3 Prozent.
Der Verkaufswert der Zigarren betrug im Jahre 1909
1 285 944 Mk., im Jahre 1910 dagegen 1 477 389 Mk., er
vermehrte ſich alſo um 14,7 Prozent. Der Umſatz an Tabak-
fabrikaten ſtieg von 536 385 Mk. auf 668 180 Mk. Der Be-
richt gewährt einen intereſſanten Einblick in die Wirkung
des neuen Tabakzolles. Der Mehrumſatz wurde faſt aus-
ſchließlich bei den Zigarren in der Preislage bis zu 50 Mark
erzielt. Hier ſtieg der Abſatz von 14800 Milli auf 19200
Milli, während er bei den Zigarren in höheren Preislagen
von 13 000 auf 10900 Milli zurückging. Jn den drei Zigarren-
fabriken wurden im Jahresdurchſchnitt 489 Arbeiter und
Arbeiterinnen beſchäftigt, davon 124 in Hamburg, 109 in
Frankenberg und 256 in Hockenheim.

Die Seifenfabrik in Gröba in Sachſen kann noch
nicht einen vollſtändigen Jahresbericht geben. Sie hat ihren
Betrieb im Juni aufgenommen und ſetzte in den ſechs Mo-
naten Juli bis Dezember 2900 000 Kilogramm um. Der
Wert dieſes Umſatzes beträgt 1370 000 Mk. Für das nächſte
Jahr iſt ein bedeutend größerer Umſatz zu erwarten, ſtieg
doch im abgelaufenen Jahre der Umſatz von 400 000 Kilo-
gramm im Auguſt auf 670000 Kilogramm im Dezember.

Marktverhält-
außerordentlich

Seifenfabrik

Dieſe Steigerung wurde erzielt, obwohl die
niſſe für die Rohprodukte der Seifenfabrik
ungünſtig waren. Das Geſamtperſonal der
beläuft ſich auf 189 Perſonen. Das eigentliche Arbeits-
perſonal bilden 88 Arbeiter und 79 Arbeiterinnen.

KaffeeröſtereiAuch die hat einen anſehnlichen

Mehrumſatz zu verzeichnen, ſie ſetzte 1698 000 Kilogramm
Kaffee um gegen 1554 000 Kilogramm im Jahre 1909, das
macht ein Mehr von 9 Prozent.

Verſammlungsberichte.
Fabrikarbeiter. Eine außerordentliche Generalverſammlung

beſchäftigte ſich hauptſächlich mit der Anſtellung eines beſoldeten
Hilfskaſſierers für den Diſtrikt Ammendorf. Nach längerer
Debatte wurde eine fünfgliedrige Kommiſſion gewählt, welche
die nötigen Vorarbeiten erledigen ſoll. Am 20. Mai wird dann
eine weitere gemeinſame Mitgliederverſammlung aller Diſtrikte
die Wahl vornehmen. Ein definitiver Beſchluß konnte in der
Volksparkangelegenheit noch nicht gefaßt werden, da über zwei
dazu gehörige Anträge erſt eine Urabſtimmung vorgenommen
wird. Zum weiteren Projekt nahm die Verſammlung eine ab-
wartende Stellung ein, jedoch ſoll dieſer Punkt nochmals in
der nächſten Verſammlung behandelt werden, weil der Beſuch
zu wünſchen übrig ließ. Die Brotfafrik von Schedtgen in
Klitzſchmar, welche hauptſächlich ihre Waren in Arbeiterkreiſen
abſetzt, hat eine Maßregelung vorgenommen

llerlei.
Schiffskataſtrophen.

Aus Saint Jean auf Neufundland wird gemeldet, der franzö
ſiſche Fiſcherkutter Viktoria iſt auf den großen Sandbänken
geſtrandet. Die geſamte 22 Mann ſtarke Bemannung iſt er-
trunken. Nicht weit davon entfernt ſtieß der franzöſiſche Segler
Guilleaume Tell mit einem Eisberg zuſammen und erlitt
ſchwere Beſchädigungen. 21 Mann der Beſatzung konnten ſich
glücklich retten, elf fehlen, ſie ſind zweifelsohne ebenfalls er
trunken.

Schweres Brandunglück.
Jn der franzöſiſchen Stadt Armentieres brach vergangene Nacht

Feuer aus, durch das eine Anzahl Gebäude beſchädigt wurden.
Eine Leiter der Feuerwehr, auf welcher ſich 7 Feuerwehrleute be-
fanden, brach zuſammen, wobei die Feuerwehr mehrere
Meter tief abſtürzte. Verſchiedene Feuerwehrmänner ſind
zum Teil ſchwer verletzt.

Ein ruſſiſcher Fürſt.
Das Moskauer Gericht verurteilte den Fürſten Wolkonski

wegen Unterſchlagung von Wohltätigkeitsgeldern
zu 5 Monaten Feſtung. Drei Mitſchuldige erhielten 8 und 16
Monate Feſtung und Einreihung in die Arreſtantenkompagnie.

Kleines Allerlei. Maſſenvergiftung. Vom Jnfanterie-
regiment in Görlitz ſind 150 Mann an Vergiftungserſchei-
nungen erkrankt. Ob Fleiſch- oder Bleivergiftung vorliegt,
konnte noch nicht feſtgeſtellt werden. Aus dem Zugege-
ſchleudert und ſchwer verletzt wurden infolgeraſender Fahrt 5 Perfonen, die die Plattform eines Wagens
der elektriſchen Bahn Saalburg- Hamburg benützten.
Entgleiſt iſt der Schnellzug Nr. 40 bei der Station Fredeal in
Rumänien. Der Zugführer ſowie ein Poſtſchaffner wurden getötet.
Erſchoſſene Offiziere. Auf dem Exerzierplatze bei Peters-
burg wurde am Sonnabend der die Uebungen leitende Haupt-
mann hinterrücks erſchoſſen. Der Täter, ein Gefreiter des
Jnfanterieregiments Perm, warf das Gewehr von ſich und lief
in den nahe belegenen Wald. Meldungen von der türkiſchen
Grenze zufolge haben türkiſche Soldaten bei dem Grenzpunkte
Urumbegli einen bulgariſchen Jnfanteriehauptmann
und ſeinen Diener, als beide die Grenze abgingen, erſchoſſen.
Die Urſache iſt unbekannt.

Jn Kiel erſchoß nach durchzechter Nacht der am 1. Mai ver-
abſchiedete 29 jährige Deckoffizier Pötz, die Wirtin Frau Weißbacher

eng ſich ſelbſt. Eine Liebesaffäre ſoll die Urſache der
at ſein.

Be

Unſere Filial-Expeditionen,
in denen Juſerate und Abonnements- Beſtellungen zu Original-
vreiſen entgegengenommen werden, ſind:

A. Albrecht, Zigarrenhandlung, Lindenſtr. 54,

E. Bendlin, do. Torſtr. 43,J. Schneider, do. Beeſenerſtr. 28,J. Sanow, do. Geiſtſtr. 5,Paul Leuſchner, do. Mittelwache 9.
G. Gerig, Materialwarenhandlung, Triftſtr. 28,

Haupt-Exgedition, Harz 42/43.

Bitte leſen
Beim Einkauf von

Eenmnlcel's Bleäch-Sock a
achte man genau auf untenſtehende Packung und
weiſe Nachahmungen, da meiſtens minderwertig,

energiſch zurück.

BleichSoda

Spartdedeutend Seife macht die Wäſche

blendend weiß. Uebertriffi beiallen Rei-
nigungéz wecken die Soda durch roſchere

u. gründlichere Wirkung, macht nament
lich Metallſachen ſehr klar u. Halzſachen

ſehr weiß. Greift Hände u. Wäſche nicht
an. Loſt ſich in Waſſer ſede raſch, ſolle
deshalb in keiner Haushaltung ſebier. r

m

wwaa2m

Ftenographie, Buchführung,

lehrt gründlich und billig

ria- Fahrräder
auf Wunsch

Teilzahlung
S Anzanl. 20, 30,

Deutsche erstkl. Sollda

e men Paulukat, Mäenerim, e.

hen abrigſr. Tel.
en Huſten u. Heiſerkeit empfiehlt

See S
S
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Morgarine ist aus garantiert reinen und feinsten Pflanzenfetten
hergestelit, vorzüglich halthar, leicht verdaulich, nahrhaft und

bekömmlich. in Geschmack, Aroma und Aussehen bester

fuaterhbertter
gleich! Mur echt in Packungen mit dem Elefanten. Um Ver-
wachschungen zu vermeiden achte man genau auf Packung, Marke

J t

T ehe J tt ehe e 2
u

und neclutehende Firma:

We Sa tohae e
Hosenträger, Sohlipse,

erhalten ſämtliche Wäſcheartikel,Kragen, Sporthemäen, Gardinen Kieiderſtoffe, Binſen,

SeeMax Berndorſfts Teilzahlung

3 ParfuberftrPoß.-, Weiſe u. Moll Gerchäft, Sander tet n Werſene ſett

Geiststrasse 22.
ſoliden Prriſen

Herm. Sohindſer, Uhrmacher,

J 5 SohlachtefestRichard Flemmin C, Uhr. Wellfleiſch.
Halle a. S., Schmeerſtraße 22. Otto Becker. Krüllwitz.

Optische Anstalt.
Große Auswahl. billigſte Preiſe.

Kräuter- u. Atheebonbens Heute
Sohlaohtefest.Mario Böttchor,

Triftſtraße 3.

Jeden Mittwoch
Schlachte Fest,
S F. Kluge. Beesenerstr.

z g Kterahrrscer fürdu J Damen und Herren, zu

Bekanntmachung.
Den agcrehrten Badegäſten vonAmmendorf u. Bmgeg. zur e Ja 90 l Il

Kenntnis, daß die

Vad x Anſtalt von Karl Kautsky.
Ser Steh öbjiglte nen u. ſoziale

Rebolition.Hart Müller, Talweg 2.

Preis 40 Pfg.Rucoks ä cke II. Am Tage nach derfür Damen. Herren u. Kinder.
G. m.O. F. Ritter i ſozialen Revolution.

Preis 20 Pfg. Porto 10 Pfg.Leipzigerstrasse 90.

Zu beziehen durch alle Aus-krische Knlckeler
träger und die

Sperial-Eiogronges Geschätt, Volks Buchhandlung,

Halle a. S., Harz 42/43.Ein guterhaltenes Ripsfofa
fortzugshalber billig zu verkaufen.

Radewell, Talſtr. 3, I Tr. I.

Gebr. Kinderwagen preiswertzu dert Frieſenſtr. I H. I Tr. r.

Eine Unterſuchung iſt eingeleitet.
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Walhalla T heafep
Direktor u. Besitaer: Paal Rlüthgea.

Heute, Dienstag, Première:

„Die Herren von Haxim“.
Operettenposse v. Julius Freund. Musik v. Vict. Holländer.

Anfang 81/4 Uhr. Gewöhnliche Preise.

Mittwoch den 17. Mai cr.
Gr. Schlachtefegt.

Früh von G Uhr an Wollfteisoh.
n

Abends Giv. Wurst und Suppe.
Wurst aueh ausser dem NRaunwvso.

Parteigenossen, Freunde und Bekannte eind frenvdlichet

eingeladen. Die Gosohaftsieitong.

ſerband der fabrlrardeſter ſischl, Iansl. ſaſe S

Geschäſtszoſt: 11-1 vorm. u. 5-7 Vhr nachm.
Telephon 2766.

Mittwoch den 17. Mai abends 8/2 Uhr bei Keautzfch, Martinsberg 6

Mitglieder-Versammlung
für ae n der Betalbranche heschäftigt. Kollogon.

Tagesordnnng:
I. Stellungnahme zu den Grenzſtreitigkeiten m. d. Metallarbeitern.
2. Diskuſſion hierzu.Verbandsa ngelegenbeiten und Verſchiedenes.

Zahlrei cher Veſuch wird erwartet. III
Dio Ortsverwaltung.

NB. Alle Kollegen ſind nochmals aufgefordert, die Stimmzettel von
der Urabſtimmung bis ſpäteſtens Donnerstag den 18. Mai im
Bureau abzugeben.

Sonntag den 21. Mai Ausflug nach Passenderf zum Fröh Tpet.
Treffpunkt 2 Uhr am Hettſtedter Bahnhof. Abmarſch

Bureau: tHarz 42-43 II.

Grand Prix
MWelt-Ausstellung in Brüssel 1910

„öwith Prewier“

die einzige Schreibmaschine
mit deutscher Tastatur.

Grand Prix Paris 1900.
„Smith Premier“ ist die einzige Schreib-
maschine, welche den Grand Prix sowohl

Paris 1900 als Brüssel 1910 erhielt.

Swith Premler Typewriter Co.
Berlin W., Friedrichstrasse 62.

Vertreter: Paul Krimmling,
HALLE a. S., Königstrasse 20.

Ziehung bereits 22. u. 23. Mai [9ll.

a LosN. anlcenne Pferie- Verlosung.

z Günstiegste 1 Mark-Lofterie,
12300 Gewinne im Verte von M. 57000

m. 2 Plerden GOGO 30 Fahrräder M. s5500
m. 2 Fferäen M. 4000 2 ziIb. best. à so M. 1080

g. m. 2 Fern M. 000 100 h heil. sh. M. 1500
tat. m. 1 Flerd M. 2000 558 i. Esslötlel a s M. 4400
W 20 Flerde M 22000 h. (öhfel st. M. 7920

Lose 9 1 Mk sind zu haben, wo die hekannten
0 Plakate aushängen.

Nähmaschinen
aller Syjſteme, ff. Fabrikat, in jeder Preislage
W kauft man billig im Spezialgeſchäft. aAuf Wunſch ahuſtigſte eilzahlung

bei kleiner Anzahlung.Reparaturen sehnelt r billigst.a e zu

v Karl Möller, nrnea
ereeeeerere

P
W
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Blousen
Stöckereien, Gardinen und

mit Persil
Schonunß

2 Co., DOSSELDOREF. ch der i
henkefs Bleichesods

sonsüge ſeine Stoffe sollten nur

hen
Gewebes bei höchster

cher r

d wpfiehltC. F. Ritter d
Leipzigerstraeseo 90.

Billige Ausgabe!
308 Seiten ſtark.

Bülgerlihes Geſetzmit ler S Wregiſter.

Preis nur 50Porto 10 Pfennig
Zu beziehen durch die
Volksbuchhandlung,

Halle a. S., Harz 42/43.

Himbeersaft
mit feinster eingekocht,p. Piung e bei 5 PfundWe empfiehlt
carl on Breitestr. 1
und Marikt, Vter Turm 13.

Mi
Referent:

öbpluldem. Verein fur Hülle a 6.

und den Saalkreis.
Donnerstag den 18. Mai abends S Uhr im Volkspark, Burgſtraße:

eder Verſammlung
Tagesordnung:

1. Wahlpolitik und revolutionärer Klaſſenkämpf.
Redakteur Genoſſe Hennig Halle a. S.

2. Vereinsangelegenheiten.

Einen recht zahlreichen Beſuch ſeitens der Mitglieder erwartet

Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt. M Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt.
Der Vorſtand.

Der Salamanäerstiefel
Figen-et inkolge seiner guten

zehaften,

schaſtskreisep

e

50 eigene Geachäfte

seiner Vorzäglichen
Passtorm, seiner gutes Rohstoſſe,
seiner negen Formen und seines
bigen Preises in allen Gesell-

äqsgert beliebt.

Einheitspreis
Gr Damen u. Herren

Luxus-Ausſühruog M. 16.60
Fordern Sie Musterbuek

alamander e
Schoabges, m. b. H., Berlin

Niederlassung:
Halle a. S,

Leipzigerstrasse 100.

Ueber 400 ANeinverlcaufsstellen

Der beste Stiefel
et der am melsten begehrte, da in
letzter Linie das grosse Publikum
über die Güte der Ware das Urteil
fälit. Die Umsätze der Marke
Salamander üdertreſfon die aller
anderen deytachen Sohuh

u. 12.50

4862

Bürsten, Besen, Pinsel,farſtiecchen, Marktnetze, Gäschelelnen Oskar Höniebe,

Nikolaistrasse 4.

MittwochFahrt nach hrt nach Wettin.

Abends 8 Uhr: 7.

J. Konzertfahrt nach Neu-Ragoorzi.
Konzertfahrt von Peissnitzbrücoke

nach Saalshiossbrauerei (ſiehe Fahrplon)

Sonlle Aunpfſchifahrt.
den 17. Mai:Abfahrt nachmittags 3.00 z 300 Uhr

Abf. nachm. z30 Uhr.

Demmer.

Fahrrad- aus „Frisch auf

Neue und gebrauchte

Räder
sowie göwntliche Ersatzteile

zu billigsten Proisen.

Kloine Klausstrasse 6.

e bohe Vettſt, m. Matratze 38 Mk.,

r

geschmackvolle Neubeiten.

C. F. Ritter T
Leipzigorstrasse 90.

Nerseburg.
Karl Bönicke

Johannisstr. 16.Tisehlerei, Sargmagarin.
Aeusserst billigo Preise.

Der KleiderſekretäreHöbel, 28 Mk., Vertik.
Sr. Schreibt. m. Auff. 36 Mk.,

Sofa, Tiſche Stühle Ans-ſtattungen große Auswahl.

al TJegfet.
Direktion: Gustav Poner.

Ab heute, tägl. abds. 8.15 Uhr

Gastspiel des
kesidentfdeaters zu Weimar.

Spielleitung Hans Arnim
Patent No. 999.

Schwank in 3 Akten
von Laſtoc u. Revelles.

Anfangs8.10, Endegeg. 11Uhr.
Gewöhnk. Preiſe.

Speſsen Sie
in CUcthof

3hönlee
Kleine Klausſtraße 7.

Er Radleors W
Treerswetel Seit
egen Miteſſer, v Sommer-ſoreßſen S 50 6 Stck. 3.0

Drogerſe Hax m
nur Rannisohestr. 2.

Seit 3 gar t e PSeebrauch v. Segen e

zinal-Seife D.war der Erfolg d nenſthis S

le
trockneten ein u. es bildet. ſich keine
neuen mehr. Schon nach 2
war meine Haut vollſt. rein. P. M“
à St. 50 Pf. (15/oig) u. 1.50 M.

ſtärkſte Form). Dazu
nckoob Creme nicht fettend un

mild) 75 Pf. u. 2 M. In allen Apoeſen, Drygerſen u. Parfümerien

erhältli: ch.

Waſchgefäße,
dauerhaft und 8 größte Aus
wahl. Böttcherei Schülershof 1.

dühe nannte berg vng
Weihmann, Bernhardyftr. 35.

Arbeilsmar i
Offene Stellen i ſetelis
Zeitung: Deutsche Vakanzen-Post,

Esslingen 156.

Kopsum-Ferein, Belgern a

Wir ſuchen zum baldigen
Antritt eine tüchtige

VerkKämnferin
Gefl. Berwerbungen ſind

ſchriftlich an den Vorſtand
einzureichen.

Kräftiger

Hausdiener
mit guten Zeugniſſen ſofort ge-
ſucht. Zu melden Kl. Sandberg 22

H. C. Weddy- Pönicke.

Tücht. Maurer
werden eingeſtellt.

Neubau Seebenerstr. 9.
Architekt Carl Schulze.

S Iüciger Maurer rpoller
ſofort gesveoht. ff. untJ B. P. 7090 an Rudolf
Mosse., NMallie erbeten.

S Nict. Dlenctmädchen
4

in per 1. Juli geſucht.
Joh. Thurm. G auchaerſtr. 79.

Tüchtige Maurer
S werden gegen 3 Lohn am

Poſttunnelbau ſofort eingeſtellt.
Hermann Knoechel,

Tiefbau und Eiſenbahnbau-
Unternehmung.

Eisenhobler
Dreher für Hinterdrehbank

ſofort geſucht.

Beesenerstrasse 15.
Tüchtige Former und
Kernmacher geeuent.-

Karl Bioler, r Albrechtitr. 39.
rrrrrerererewrezrrr

a Zu meld. Reh. Wagnerstr. 37 f. pt.

zFüür die Inſerate verantwortlich; Rob. Jlgnex. Druck der Halleſch. GSenoſſenſchVuchdreeck. (E. G. m. b. H. Verleger z vorm. Aug. Groh, jezt jezzt a. .Jähnig. Sämtl. i. Halle e.
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2. Beilage zum Volksblatt.
mmNr. 114 Halle a. S., Mittwoch den 17. Mai 1911 22. Jahrg.

Gewerkschaltliches.

Der Deutſche Bauarbeiterverband.
Kürzlich veröffentlichte der Vorſtand dieſes Verbandes die

Schlußabrechnung der früheren Verbände der Mauerer und
Bauhilfsarbeiter. Damit iſt die letzte Formalität erfüllt, die
durch die Verſchmelzung bedingt iſt, und Rechte und Pflichten
der alten Organiſation gehen auf den neuen Verband über.
Ein Blick auf die Entwicklung der beiden alten Verbände er-
öffnet zugleich einen Einblick in die Geſchichte der deutſchen Ge
werkſchaftsbewegung überhaupt. Die Gründung erfolgte im
Jahre 18091, in der Zeit tiefgehender wirtſchaftlicher Depreſſion,
dazu kamen ſchwere innere Kämpfe um die Form der Organi-
ſation, die lange Zeit die Entwicklung hemmten. Zu dieſen
Widerſtänden geſellte ſich ein erheblich größerer, nämlich, daß
die Berufs angehörigen zum größten Teil der Landbevölkerung
entſtammen und mehr oder weniger mit dieſer in ſtändiger
Verbindung ſtehen. Den Organiſationen gelang es aber in
zwei Dezennien bewunderungswürdiger Arbeit, dieſe Wider-
ſtände zu meiſtern und ſich zur achtungfordernden Stärke durch-
zuringen. Die Entwicklung der Mitgliederzahl und der Ver-
mögensverhältniſſe vom Gründungsjahr bis zur Verſchmelzung
geben von dieſer Entwicklung ein intereſſantes Bild.

Die Abrechnung des Maurerverbandes für die erſte Berichts-
periode zeigt, daß in 159 Vereinen 12300 Mitglieder vorhanden
waren und das Verbandsvermögen 2853 Mk. betrug. Der Bau-
hilfsarbeiterverband konnte am Schluſſe des Jahres 1891 nur
27 Vereine und 2563 Mitglieder ſein eigen nennen, und der
Vermögensbeſtand erreichte die Höhe von 901,04 Mk.

Bei der Verſchmelzung Ende 1910 betrug die Zahl der Mit-
glieder im Maurerverband: 169 645, im Bauhilfsarbeiterver-
band: 72 203, insgeſamt alſo: 241 848. Der Vermögensſtand
betrug: im Maurerverband in der Haupttaſſe: 3 779 868 Mk.,
in den Lokaltaſſen 1316 196 Mk. im Bauhilfsarbeiterverband:
in der Hauptkaſſe: 1 130 453 Mk., in den Lokaltaſſen 150 858
Mark, das ergibt ein Geſamtvermögen von: 6377 375 Mk.

Mit dieſer Mitgliederzahl und dem Kaſſenbeſtand begann der
Bauarbeiterverband ſeine Tätigkeit. Dieſe günſtigen Srgeb-
niſſe ſind um ſo erfreulicher, als ja hinlänglich bekannt iſt, daß
die Bauarbeiter im vorigen Jahre eine große Ausſperrung
überſtanden haben, mit der die Unternehmer die „löbliche“ Ab-
ſicht verbanden, die Kaſſen der Organiſationen zu leeren, ihre
Kampffähigkeit zu ſchwächen und dann die Arbeiter unker die
Botmäßigkeit des Arbeitgeberbundes zu zwingen.

Die erfreulichen Ergebniſſe, die durch die Opferwilligkeit der
Mitglieder erreicht wurden, bekunden eine große Einſicht der
Mitglieder in die Kampfesbedingungen der heutigen Zeit. Die
Ausgeſperrten verzichteten in den erſten beiden Ausſperrungs
wochen auf materielle Unterſtützung und die in Arbeit gebliebe-
nen Mitglieder brachten nahezu 216 Millionen Mark durch
außerordentliche Streikbeiträge auf. Der neue Verband konnte
ſomit ſeine Wirkſamkeit auf ſehr ſolider Grundlage beginnen.
Gr entwickelt ſich denn auch kräftig vorwärts. Nach der Auf-
lage der deutſchen und fremdſprachigen Fachorgane der Or-
ganiſation beträgt die Mitgliederzunahme bis Anfang des
zweiten Quartals bereits 20 000 bis 25 000. Dieſe Entwicklung
hält im zweiten Quartal an, ſo daß die an die Verſchmelzung
geknüpfte hauptſächliche Hoffnung, die Kampffähigkeit der Bau-
arbeiter zu erhöhen, in Erfüllung gehen wird.

Der Transportarbeiterverband im Jahre 1910.
Durch den am 1. Juli 1910 erfolgten Zuſammenſchluß der

Verbände der Hafenarbeiter, Seeleute und Transportarbeiter
zu einer Einheitsorganiſation aller Transportarbeiter zu
Waſſer und zu Lande wurde die notwendige Einheitlichkeit der
agitatoriſchen und organiſatoriſchen Tätigkeit herbeigeführt
und die Werbekraft der neuen Organiſation außerordentlich
geſteigert. Einſchließlich 23 716 Ueberſchreibungen aus den Ver-
bänden der Hafenarbeiter und Seeleute war ein Geſamtzugang
von 94961 Mitgliedern zu verzeichnen. Die Zahl der Mit-
glieder erhöhte ſich von 96 623 am Schluſſe des Jahres 1909 auf
152 954 am 31. Dezember 1910. Die Mitgliederzungahme betrug
demnach, nach Abzug der Uebertritte aus genannten Verbänden
32 615, eine Ziffer, die bisher noch niemals erreicht wurde.

Außerordentlich umfangreich war die auf Verbeſſerung der
Lohn und Arbeitsverhältniſſe gerichtete Tätigkeit des Verban-
des. Jnsgeſamt wurden 806 Lohnbewegungen, Streiks und
Ausſperrungen in 168 Orten geführt. Dieſe erſtreckten ſich auf
3356 Betriebe mit 57 844 Beſchäftigten, von denen 48 240 an den
Bewegungen beteiligt waren. Ohne Arbeitseinſtellungen ge-
langten 593 Bewegungen mit 37 339 Beteiligten zur Erledi-
gung, in 192 Fällen mit 10901 Beteiligten kam es zum Streik
bezw. zur Ausſperrung.

Eine Verkürzung der Arbeitszeit ſetzten 14 160 Beteiligte von
insgeſamt 63 073 Stunden durch, was pro Woche 4,5 Stun-
den für den einzelnen Beteiligten ausmacht. Erhöhungen des
Lohnes erzielten 38 051 Beteiligte in Höhe von 79 715 Mk. oder
pro Woche 2,09 Mk. für den einzelnen.

Ein wichtiges Gebiet der Betätigung des Verbandes iſt das
der Arbeitsvermittelung. Auch auf dieſem brachte das Jahr
19010 recht beachtenswerte Erfolge. Jnsgeſamt wurden in 21
Vermittelungsſtellen 39 764 Stellen gemeldet, gegen 27 955 im
Jahre 1909. Beſetzt wurden 33 885 Stellen gegen 23 869 im
Jahre 1909. Die bei Beſetzung der Stellen vereinbarte Ar-
beitszeit betrug durchſchnittlich 9,8 Stunden pro Tag und der
vereinbarte Lohn 24,95 Mk. pro Woche. Jm Vorjahre wurde
eine Arbeitszeit von 9,9 Stunden und ein Lohn von 24,25 Mk.
erzielt.

Die Geſamteinnahme des Verbandes belief ſich auf 3 243 705
Mark, die Geſamtausgabe betrug 2 863 828 Mark. Von letzterer
entfallen auf: Erwerbsloſen- (Arbeitsloſen-) Unterſtützung
260 537 Mark, Erwerbsunfähigen- (Kranken-) Unterſtützung
626 450 Mk., Beerdigungsbeihilfe 72025 Mk., Notfall Unter
ſtützung 30 172 Mk., Rechtsſchutz 34012 Mk., Streik- und Ge

maßregelten- Unterſtützung 486 945 Mk. Die Geſamtſumme
aller Unterſtützungen bezifferte ſich auf 1416 433 Mk. oder 25,89
Pfennig pro vereinnahmten Wochenbeitrag. Jn Haupt und
Ortskaſſen war am Jahresſchluß ein Beſtand von insgeſamt
1 115 688 Mk. vorhanden.

Der Arbeit„geber“bund für das Baugewerbe-
Eine wie lebhafte Entwicklung die Unternehmerverbände

nehmen, zeigen die Zahlen, die der Verband der Bauunter-
nehmer veröffentlicht. Jm Jahre 1899 gegründet, zählte er
2000 Mitglieder, 1904 ſchon 6370, 1910 ſogar 21535, und der
gegenwärtige Mitgliederſtand wird mit 23 249 angegeben. Am
ſtärkſten iſt die Organiſation in Norddeutſchland mit 7 Be-
zirksverbänden und 8161 Mitgliedern, wozu noch 4 Ortsvereine
mit 147 Mitgliedern kommen. Dann folgt Mitteldeutſchland
mit 7 Bezirksverbänden und 4653 Mitgliedern und 17 Orts-
vereinen und 280 Mitgliedern. Weſtdeutſchland zählt 4 Be
zirksvereine mit 4537 Mitgliedern, Süddeutſchland 6 Bezirks-
vereine mit 3840 Mitgliedern und Oſtdeutſchland 4 Bezirksver-
bände mit 1625 Mitgliedern. Trotz des Ausſcheidens des Ver-
bandes der Berliner Vaugeſchäfte mit mehr als 500 Mitgliedern
iſt die Zahl der Mitglieder gegenüber dem Vorjahre um 1714
Velriebe geſtiegen. Wie wir lebthin mitteilen konnken,
haben die Bauarbeiterorganiſationen in der Zeit eine
ebenſalls ſehr lebhafte Entwicklung zu verzeichnen.

Die Ausſperrung in der bayriſchen Textilinduſtrie
wurde noch in leßzter Stunde vermieden. Wegen der Frei-
gabe des Sonnabenv- Nachmittag entſtanden bekanntlich in
einigen Textilfabriken in Hof Differenzen, die von den Unter-
nehmern zu einer allgemeinen Ausſperrung im bahriſchen
Jnduſtriebezirk benutzt werden ſollten. Zwiſchen dem Verband
der ſüddeutſchen Textilinduſtriellen und dem Textilarbeiter-
verband iſt es nunmehr zu einer Einigung gekommen. Die
Arbeitszeit ſür den Sonnabend wurde auf acht Stunden feſt-
geſetzt, ſür die übrigen Tage bleibt die zehnſtündige Arbeits-
zeit beſtehen die Freigabe des Sonnabend Nachmittag konnte
alſo nicht erreicht werden. Bei den Verhandlungen wurde aber
weiter erreicht, daß bei Warten auf Material die Arbeiter pro
Sluhl und Stunde mit 10 Pf. entſchädigt werden, wenn das
Warten länger als 6 Stunden beträgt; von der vierten Stunde
an wird das Warten bezahlt. Zur Erklärung diene, daß der
Arbeiter meiſt drei Stühle bedient und wegen Mangel an
Material einen oder zwei Stühle leer laufen laſſen muß. Ferner
wurde beſtimmt, daß bei ſchlechtem Geſchäftsgang Arbeiter-
entlaſſungen drei Wochen vorher bekanntgegeben werden müſſen.
Sämtliche ausſtändigen Arbeiter werden innerhalb acht Tagen
eingeſtellt, Maßregelungen dürfen nicht vorgenommen werden.

Eine von etwa 1000 Arbeitern beſuchte Verſammlung erklärte
ſich mit dieſen Abmachungen ein verſtanden. Damit ſind
die Differenzen in Hof beſeitigt und unterbleibt ſomit die ge
plante Ausſperrung in Bayern.

Die Banarbeiterausſperrung in Dänemark.
Die Vergleichsverhandlungen zwiſchen dem Arbeit, geber“verband

und den Klempnern ſind geſtern reſultatlos abgebrochen worden,
infolgedeſſen iſt die vom Arbeit geber“verband angedrohte Aus-
ſperrung in Kraft getreten und beſchränkt ſich nicht nur auf die
Klempner, ſondern umfaßt das ganze Baugewerbe, Maurer,
Maler, Holzarbeiter, über 40000 Arbeiter. Die vereinigten
Gewerkſchaften hielten Verſammlungen ab, um über Gegen-
maßregeln zur Ausſperrung zu beſchließen.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Achtung, Holzarbeiter! Jn der Pfeifenfabrik von

Herm. Thiem in Waltershauſen in Thüringen legten
180 Arbeiter die Arbeit nieder. Aufbeſſerung der Akkordpreiſe,
Regelung des Stundenlohns und Verkürzung der Arbeitszeit
ſind die Forderungen der Arbeiter, die die Firma in mehrfachen
Verhandlungen ohne jedes Entgegenkommen zurückwies. Jn
einer großen Anzahl von Zeitungen ſucht nun Herr Thiem durch
Jnſerate Streikbrecher zu werben. Zuzug nach Waltershauſen
iſt ſtreng fernzuhalten!

Jn Schneidemühl iſt ein Töpferſtreik ausgebrochen.
Die Konjunktur iſt eine beſonders gute, ſo daß ſich hier endlich
einmal Gelegenheit bietet, in die völlig verrotteten Zuſtände
des Schneidemühler Töpferge werbes Ordnung zu bringen;
zirka 20 von auswärts in Schneidemühl in Arbeit getretene
Ofenſetzer haben den Ort bereits verlaſſen. Zuzug iſt ſtreng
fernzuhalten!

Der Streik in Senftenberg iſt abgebrochen worden.
Sämtliche Streikende ſtehen in Arbeit mit 10 Prozent Lohn-
erhöhung. Die Firmen Walter, Kilian und Lehmann
bleiben geſperrt, weil ſie ſich noch immer nicht dazu be-
auemen können, die gleiche Lohnzulage zu gewähren. Der
Streik der Ofenſetzer bei Buhlers in Calbe a. S. iſt mit
Erfolg beendet. Zuzug von Ofenſetzern iſt jedoch immer noch
fernzuhalten.

Die Dresdner Droſchkenchauffeure haben ein-
mütig den Betrieb eingeſtellt. Die Geſellſchaft verſucht auf
alle mögliche Weiſe Streikörecher heranzuziehen und hat zu
dieſem Zweck einen Werkmeiſter auf die Arbeitswilligenſuche
geſchickt.

Die Situation liegt für die Streikenden günſtig. Es wird
dringend erſucht, Zuzug nach Dresden fernzuhalten.

e

Aus dem Geſchäftsverkehr.
Der Keil ſen Nummer unſeres Blattes liegt ein Proſpekt der

Firma Dr. Arthur Erhard, G. m. b. H., Berlin 35, bei.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewertſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Aus den Machbarkreiſen.

Zum Streik im Mitteldeutſchen Braunkohlenrevſer.
Jn den Leipziger Neueſte Nachrichten befindet ſich ein Ar-

tikel aus dem Streikrevier, der mit folgendem Satz beginnt:
Die Arbeitseinſtellung im Revier des mitteldeutſchen

Braunkohlenbergbaues hat bis jetzt noch nicht zu Ruhe-
ſtörungen geführt.

Wir akzeptieren dieſes Geſtändnis zunächſt gegenüber
anderen Blättern, die ſchon hier und dort von Ruheſtörungen
zu melden wußten. Dieſer Satz iſt auch in den Leipziger
Neueſte Nachrichten nicht niedergeſchrieben, um den Streiken-
den ein Loblied zu ſingen, ſondern man bedauert eigentlich
auch dort dieſe Ruhe. Dieſes geht ohne Zweifel aus den nach-
folgenden Sätzen hervor. Wir können es den Herren ſchon
nachfühlen, daß ihnen dieſe Ruhe unangenehm iſt. Wir glau-
ben ihnen auf das Wort, daß ihnen ſo eine kleine Moabiteri,
bei der ſo ein klein wenig Revolution geſpielt und die Streiken-
den das Ziel der Hieb- und Schußwaffen wären, angenehmer
iſt, wie dieſe eiſige Ruhe, mit der die Streikenden ihren
Kampf führen. Es iſt aber auch mit dieſem Volk nicht mehr
zum aushalten. Es ſtreikt wann es will, ohne die „Herren im
Hauſe“ zu fragen, und macht dabei auch noch nicht einmal ſo
ein kleines Skandälchen. Schließlich ſchrebt das Kapitaliſten-
blatt:

Jndeſſen iſt für alle Fälle die im Meuſelwitzer Revker
ſtationierte Gendarmerieabteilung bereits weſentlich
verſtärkt worden, und ſie wird noch weitere Ver-
ſtärkung erhalten. Jm Anfang genügte ihre
Zahl nicht. Und ſo kam es, daß ein etwa 600 Mann
ſtarker Trupp von außen herbeigerufener Arbeitswilliger vor
der Grube, für die er beſtimmt war, von Streikpoſten ab-
gefaßt und nach Aushändigung des Reifſegeldes ſofort per
Schub wieder in die Heimat zurückgeſchickt wurde.

So, nun wiſſen wir, was die Gendarmerie ſoll. Sie iſt
nicht da, um Ruhe und Ordnung die durch die Streikenden
nicht geſtört wird aufrecht zu erhalten, ſondern um dafür
zu ſorgen, daß die herbeigebrachten Arbeitswilligen auch wirklich
auf die Werke kommen. Den herangelockten Leuten die Situa-
tion klar machen, iſt aber nicht ſtrafbar.

Es iſt dieſes ſogar geſetzlich erlaubt. Wenn die Streikenden
die herangelockten Leute in ruhiger Weiſe darauf aufmerkſam
machen, daß ſie als Streikbrecher verwandt werden ſollen, dann
bewegen ſie ſich auf dem Voden des Geſetzes. Jn dem Artikel
aber werden die Gendarmen in direkter Weiſe aufgefordert,
die Streikenden daran zu hindern. Wo ſind nun die Geſetzes-
verletzer zu ſuchen? Nicht um Ruhe und Ordnung aufrecht zu
erhalten werden Gendarmen verlangt, ſondern um dafür zu
ſorgen, daß die Unternehmer Arbeitswillige bekommen.

Jn dem Artikel, den wir inzwiſchen auch in der „liberalen“
Saale- Zeitung finden, zerbricht ſich der Verfaſſer, der
beim Bergbauverein tätig ſein dürfte, den Kopf, was die Ar
beiter zum Streik veranlaßte. Die Arbeiter haben es gut
gehabt. Keine Notlage war vorhanden. Das Einvernehmen
zwiſchen Arbeiter und Unternehmer war ſtets gut nein leid-
lich ſagt der Artikelſchreiber. Kein Grund zur Unzufriedenheit
war vorhanden. Niemand dachte unter den Arbeitern an
Streik. Da kamen die berufsmäßigen Hetzer und wiegelten die
Arbeiter auf, ſtörten das innige Verhältnis. Weil wir wiſſen,
daß die Unternehmer in ſolchen Fragen ſehr ſchwer von Be-
griff ſind, wollen wir in den nächſten Tagen einmal verſuchen,
in einem beſonderen Artikel auseinanderzuſetzen, warum die
Braunkohlengräber ſtreiken.

Am Schluſſe des Artikels ſchreibt der „in das Streikgebiet
entſandte Berichterſtatter“ des Halleſchen Ausbeuterblattes:

Die meiſten Gruben haben bisher bereits je zwei Tage
ſtill geſtanden, weil nichts zu tun war. Der Kohlenabſatz
hat übrigens bei der kurzen Zeit, die ſeit dem Streikausbruch
verfloſſen iſt, eine weſentliche Störung nicht erfahren, da die
meiſten Gruben über zum Teil ſehr große Vorräte verfügen.
Jn dieſem Sinne wird der Streik als eine willkommene Ge-
legenheit zur Abſtoßung dieſer Vorräte bezeichnet.

Daß du die Naſe im Geſicht behälſt. Warum ſchreit man
dann nach Gendarmen, die die angeworbenen Leute zu den
Werken bringen ſollen. Wenn der Streik eine willkommene
Gelegenheit iſt, dann kann man ja die Werke ruhen laſſen.
Dann iſt es doch nicht nötig tauſende für Werbeagenten und
Leutetransporte auszugeben. Der Artikel kann einem wirklich
Freude mochen. Nur hat er ein Leiden. Wenn man ihn ge-
leſen hat, weiß man nicht, was der Verfaſſer ſagen will. Bald
ſo, bald ſo, wie's trefft.

Die Situation im Streikrevier hat ſich in den letzten Tagen
inſofern verändert, als auf mehreren Gruben die Zahl der
Streikenden zugenommen hat. Auf mehreren Werken wurde
erneut der Verſucht gemacht, die in den Baggerbetrieben be-
ſchäftigten Arbeiter zur Kohlenförderung heranzuziehen, da die
Arbeiter ſich ſehr oft weigern, Streikarbeit zu verrichten, ſo
ſchrecken die Beamten vor Beleidigungen den Arbeitern gegen-
über nicht zurück. Der Oberſteiger Ditz el auf Grube Leon-
hard in Wuitz macht ſeinem Aerger dadurch Luft, daß er
zu den die Streikarbeit verweigernden Arbeitern ſagte: „Wenn
Jhr nicht arbeiten wollt, dann trete ich Euch in den A. Jhr
Schweine.“ Wenn ein Streikender derartige Drohungen gegen
ein nützliches Element ausſtoßen würde, dann wäre es ſicher,
daß der Staatsanwalt ſich der Sache annähme. Jn dieſem
Falle wird man vergebens auf ein Einſchreiten der Staats
gewalt warten, denn wir leben ja im Staate der vollendetſten
Rechtsgarantien. Jeder Bürger iſt vor dem Geſetze gleich, nur
die ſtreikenden Arbeiter werden ſtets anders behandelt. Herr
Oberſteiger Ditzel mußte aber einſehen, daß alle Schimpfereien
nichts nutzen, denn 24 Mann kehrten der Grube den Rücken und
ſchloſſen ſich den Streikenden an.
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Augen geöffnet.

Jn Wildſchütz kann es die Gendarmerie noch immer nicht
verſtehen, daß die Streikenden berechtigt ſind, Streikpoſten zu
ſtellen. Selbſt auf öffentlichen Wegen werden den Streiken-
den Schwierigkeiten gemacht. Wenn ſich die Streikenden be-
ſchweren, dann ſchlagen die Geſetzeshüter einen Ton an, als
ob ſie auf dem Kaſernenhofe wären.
Daß die Gendarmen auch galant ſein können, wenn es ſich
um Arbeitswillige und nicht um Streikende handelt, beweißt
folgender Fall: Als am 15. Mai ein fremder Arbeitswilliger
in Wuitz ankam, war es ein Gendarm, der dieſem den
Koffer abnahm, um denſelben höchſteigenhändig zu der
Elektriſchen zu bringen.

An den von den Werken herangeholten fremden Arbeitern
erleben die Unternehmer auch recht wenig Freude. Die Soli-
darität erwacht auch bei dieſen. Sie weigern ſich, Streik-
brecher zu ſein, und ſchließen ſich den Streikenden an.

Die Streikenden ſtehen nach wie vor feſt und laſſen ſich durch
keinerlei Tatarennachrichten beeinfluſſen

Eisleben. Rüpeleien der „nationalen“ Jugend. Wer
im Sommer einen Spaziergang nach der Wieſe unternimmt, ſetzt
ſich leicht der Gefahr aus, von einem Ball tollwütiger Fußball-
ſpieler getroffen zu werden. Dieſer Svort, ſo geſund er auch ſein
mag, und ſo wenig wir etwas gegen ihn einzuwenden haben, wird
hier aber mit ſolcher Rückſichtsloſigkeit betrieben, daß ſo ziemlich
die Grenzen der Roheit erreicht werden. Perſonen, die die um-
liegenden Wege vaſſieren und von einem Ball getroffen werden,
müſſen ſich von den Svpielern noch alberne, freche Reden gefallen
laſſen, wenn ſie ſich die Beläſtigung verbeten. Sache der Polizei-
verwaltung wäre es, den rückſichtsloſen Sporiferen geeignetere
Plätze anzuweiſen. Wie bei dieſem Spiel die Roheit die Ober-
hand hat, ergibt ſich aus einer Notiz der Eisleber Zeitung vom
15. dſs. Mts. Das Blatt ſchreibt über einen Wettkampf zwiſchen
Halliſchen und Eisleber Fußballſpielern vom letzten Sonntag und
läßt ſich am Schluß wie folgt aus:

„Leider mußte der Kambpf in der zweiten Spielhälfte wegen
rohen Spiels und fort währenden zyniſchen Be-
merkungen des Torwächters und der beiden Verteidiger der
Halliſchen Mannſchaft, die wohl weitere Niederlagen einſahen,
vom Schiedsrichter abgebrochen werden.“

Das rohe Treiben wurde dann auf verſchiedenen Straßen fort
geſetzt. Unter wüſtem Johlen und Gröhlen paſſierte man den
Fahrdamm, gefolgt von einer großen Zahl ſchulpflichtiger Kinder.

Das Café National war das Endziel des theatraliſchen, die
Sicherheit auf den Straßen gefährdenden Umzuges; dort wurde
dann nach echt teutſcher Art der Tag beſchloſſen. Wo war während
des wüſten Radaus das Auge des Geſetzes Wir haben es nicht
geſehen. Maifeiernde Arbeiter aber wurden im vorigen Jahre
mit Strafmandaten bedacht, weil ſie, von einem Ausflug zurück-
kehrend, angeblich einen Umzug veranſtaltet haben ſollten. Oder
hat man in dieſem Falle ſich die Worte des ehemaligen Juſtiz-
miniſters Schönſtedt in das Gedächtnis gerufen: „Wenn zwei das-
ſelbe tun, dann iſt es nicht dasſelbe

Eisleben. Reichstreue Sparſamkeit. Der chroniſche
Dalles in der Eisleber Stadtkaſſe zeitigt ſchon gar wunderliche
Blüten. Was ſich hier aber kürzlich abſpielte, ſetzte aller Schöppen-
ſtedterei die Krone auf. Vor einigen Jahren wurde zur Reini-
gung der immer ſchmutzigen Straßen eine Kehrmaſchine angeſchafft,
die aber ſeit Anfang des jetzigen Jahres der hohen Koſten wegen

Jn irgend einem Schuppen ſteht
ſie traurig ſtill nun und ſieht ihrem ruhmloſen Ende entgegen.

tündigen.“Warum wird jeder Bürger fragen Der Stadtſäckel kann ſich
den Luxus nicht erlauben, ſieben ſtädtiſchen Arbeitern pro Woche
je 18 Mark für das Jnſtandhalten der Straßen zu zahlen. Sie
erhalten die Kündigung, wenn auch die Sauberkeit auf den Straßen
darunter leidet. Oder denkt die Behörde, die paar Nachtwächter
könnten die bisherigen Straßenkehrer voll erſetzen Dieſe Leute
follen manmehr am Tage für 3 Mark Straße fegen und für
1, Mark nachts wachen, damit der biedere Bürger ruhig ſchlafen kann.

Ja, ja, die Emſcherbrunnen, die die Fäkalien aufnehmen und
verarbeiten ſollen, machten bei der Aufſtellung des Proijekts aus
Geſtank Kölniſches Waſſer. Dieſer ſüße Geruch des Dreckes
machte das Proſekt zur Wirklichkeit. Und heute Gleich einem
Polypen legt es ſeine Fangarme auf den Steuerſäckel und wacht,
daß ja für nützliche Sachen kein Geld ausgegeben wird. Wir
könnens vorher noch nicht glauben, daß das Stadtverordneten
kolleginm den Magiſtratsbeſchluß akzeptieren und dieſer eigen
artigen Sparerei Vorſchub leiſten wird. Denn das Ende wäre,
daß die Bürger neben ſehr hohen Steuern noch extra die Pflicht
der allgemeinen Straßenreinigung aufgehalſt bekämen. Aller-
dings liegt der Gedanke nahe, daß durch dieſe Maßnahme eine
Säuberung unter den ſtädtiſchen Arbeitern vorgenommen werden
ſoll, um die Unzuverläſſigen los zu werden. Leider müſſen wir
konſtatieren, daß die ſtädtiſchen Arbeiter ſich bisher um keine
Organiſation gekümmert haben. Vielleicht werden ihnen jetzt die

Merſeburg. Warnung vor Streikbrecheragenten.
Jn Elmshorn ſtehen ſeit fünf Wochen 400 Lederarbeiter im Streik.
Die Fabrikanten ſowie deren Agenten ſind überall, und auch hier,
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bemüht, gelernte wie ungelernte Arbeiter unter ſchwindelhaften
r um Streikbruch zu verleiten. FernerLederarbeiter in Neuſtadt a. Orla, Neuſtadt i. Oberſchl. Rehauund Schorndorf i. W. im Streik. Zuzug nach allen Orten iſt
fernzuhalten.

Schkeuditz Die Geſchirrführer legten, wie bereits
kurz mitgeteilt, am Montag die Arbeit nieder, weil die Unter-
nehmer auf die eingereichten Forderungen entweder gar nicht
oder aursweichend geantwortet haben. Die Ausſtändigen for-
dern einen Wochenlohn von 24 Mk., einige andere Verbeſſe-
rungen und die Beſeitigung des noch in einem Betriebe be-
ſtehenden Koſt- und Logiszwanges. Jm Streik befinden ſich
in fünf Betrieben 18 Beſchäftigte. Beſtreikt ſind die Fuhr-
geſchäfte von Emil Winkler und Max Haaſe; die Kohlen-
handlungen von Friedr. Ohme jun. und Karl Jakobs, ſo-
wie die Amtsziegelei von Hugo Kind. Der Fuhrunternehmer
Emil Winkler bei dem die Forderungen wegen der Schwere
und der Eigenart der Tätigkeit etwas höher geſtellt waren
hat ſeine Geſchirrführer (acht Arbeiter) gleich nach dem Ein-
treffen der Forderungen ausgeſperrt, was auch von dem
Kohlenhändler Ohme nachgeahmt wurde. Aus dieſem gemein-
ſamen Handeln iſt erſichtlich, daß in dem ablehnenden Ver-
halten der Unternehmer Syſtem liegt.

Am Montag haben mit Herrn Kind Verhandlungen ſtatt-
gefunden. Die gemachten Zugeſtändniſſe waren aber ſo gering,
daß die Ausſtändigen dieſes Betriebs die Arbeit nicht auf-
nehmen konnten. Auch mit dem Jnhaber des Speditions- und
Luxusfuhrgeſchäfts Haaſe hat die Verbandsleitung verhandelt,
die dieſer Herr den in ſeinem Betrieb noch teilweiſe beſtehenden
Koſt- und Logiszwang nicht beſeitigen will. Dieſen Betrieb
hält ſich die Streikleitung vor. Die Kohlenhändler Ohme und
Jacobs lehnten jede Verhandlung rundweg ab und verſuchen
durch Frauen und Kinder ihre Betriebe im Gange zu er-
halten. Hauptſächlich Herr Ohme jr., der viel Schkeuditzer
Lohnarbeiter zu ſeiner Kundſchaft zählt, vertraut Knaben
im zarteſten Alter ſeine Geſchirre an. Dieſe Handlungsweiſe
hätte beinahe einen ſchweren Unglücksfall zur Folge gehabt.
Der neunjährige Knabe des Arbeiters Zimmer-
mann kam mit einem mit Guß beladenen Rollwagen am
Schleuditzer Bahnhof entlang gefahren. Auf der Seite des
Wagens ſitzend, geriet dieſes Kind mit den Beinen zwiſchen
Wagen und Güterbodenrampe. Nur der Geſchicklichkeit und
Energie eines Arbeiters iſt es zu verdanken, daß dieſem be-
dauernswerten Kinde die Beine nicht zerquetſcht wurden. Die
Differenzen in der Papiermühle Wehlitz ſind erledigt. Die
eingereichten Forderungen wurden bewilligt, weshalb es zur
Arbeitseinſtellung nicht kam. Sollten die Differenzen in
den übrigen Betrieben nicht bald beigelegt werden, ſo würde
die Streikleitung gezwungen ſein, für weitere Aufklärung
unter der Arbeiterſchaft zu ſorgen.

Deutſcher Transport-Arbeiterverband,

Schkeuditz. Gegen die verrohend wirkende Kriegs-
ſpielerei, welche beſonders durch den Lehrer Borſt betrieben
wird, wurde in der letzten Sitzung des Gewerkſchaftskartells ener-
giſch Verwahrung eingelegt. Jſt, es doch vorgekommen, daß die
Schulkinder an ſchulfreien Nachmittagen fünf Stunden und darüber
hinaus zu militäriſchen Uebungen gezwungen wurden. Die Kinder
kommen ermattet und beſchmutzt nach Hauſe vom Feindſuchen und
Entfernungſchätzen. Da wir alle Veranlaſſung haben, von unſern
Kindern den militariſtiſchen Drill und Geiſt, ſoweit es in unſern
Kräften ſteht, fernzuhalten, hatte ein Genoſſe in Form eines Dis-
penſationsgeſuchs verſucht, zu erfahren, ob derartige Dinge wirklich
zur körperlichen Ausbildung unſerer Kinder beitragen und ob
unſere Kinder zu derartigen Strapazen gezwungen werden können.
Das Antwortſchreiben des betreffenden Lehrers hatte etwa den
folgenden Wortlaut: „Auf Grund einer miniſteriellen Verfügung
ſind ſeit Michaelis 1910 wöchentlich drei Turnſtunden zu halten.
Nach dieſer Verfügung ſoll die dritte Turnſtunde zu Turn-
ſpielen, Entfernungſchätzen, Uebungsmärſchen, Baden, Schwimmen
und Schlittſchuhlaufen verwendet werden. Da dieſe Uebungen
ſich nicht genau auf eine Stunde abgrenzen laſſen, ſo können
größere Uebungen an Mittwoch oder Sonnabend nachmittagen ab-
gehalten werden. Dafür fallen dann die betreffenden Einzel-
ſtunden Sonnabends von 11 bis 12 aus, uſw. Jn Zukunft ſind
Urlaubsgeſuche an die Kreisſchulinſpektion oder an die Regierung
zu wenden.“

Der letzte Satz ſoll die aufgeklärten Arbeitereltern wahrſcheinlich
bange machen. Daß dieſer Zweck nicht erreicht wurde, zeigte die
einſtimmige Annahme folgender Reſolution: „Die von der hieſigen
Schulleitung unternommenen militäriſchen Uebungen werden von
der hieſigen Arbeiterſchaſt ſcharf verurteilt. Es wird den Genoſſen
anheimgegeben, ihre Kinder von derartigen Uebungen zurück zu
halten, eventl. wegen dieſer Sache verhängte Geldſtrafen ſind dem
Kartell zu übergeben, welches dann geeignete Maßnahmen er-
greifen wird.“

Bitterfeld. Ein wertvoller Fund. Bei Ausſchachtungs-
arbeiten auf dem Grundſtück Halleſcheſtr. 25 wurde eine irdene
Urne, angefüllt mit 10 Goldmünzen, 40 Talern und einer größeren
Anzahl kleinerer Silbermünzen, ſogen. Groſchen aufgefunden. Die
jüngſte der Münzen trägt die Jahreszahl 1530. Es iſt demnach
anzunehmen, daß die Münzen im Schmalkaldiſchen Kriege (1547
an dem Fundorte vergraben worden ſind.

Delitzſch. Die Maul- und Klauenſeuche, die trotz
hermetiſcher Abſchließsßung der Grenzen eher zu als abnimmt, iſt
nun auch in Delitzſch, und zwar bei dem Handelsmann Ernſt
Kuhne, Eilenburgerſtraße, ausgebrochen.
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Däüben. Ein großes Schadenfeuer bra
nachmittag aus bisher unbekannter Urſache in der Neuſtraße aus,
das die Wohnhäuſer mit Nebengebäuden des Korbmachermeiſters
Zſchieſche und des m Baak vollſtändig bis auf die
Grundmauern einäſcherte. Die Feuerwehr konnte ihre Tätigkeit
nur auf die Erhaltung der benachbarten Grundſtücke beſchränken.

am Sonntag

Wittenberg. Stadtverordneten Sitzung. Ein be-
ſonderes Gepräge erhielt die letzte Sitzung dadurch, daß ſich
der neue Landratv. Trotha die Stadtväter vorſtellen ließ.
Die Herren ſagten ſich gegenſeitig einige Artigkeiten, wonach
die Sitzung begann. Es werden zunächſt einige Stadtverord-
nete zu den Wieſenberpachtungen gewählt und dem Vorſteher
die Vertretung der Stadt auf dem Städtetag in Aſchersleben
vom 15. bis 17. Juni übertragen. Die Lohnverhältniſſe des
Krankenwärters Parthey werden folgendermaßen geregelt:
Er erhält 1200 Mk., bis zu 1500 Mk. anſteigend, und zwar alle
vier Jahre um 75 Mk., für die Wohnung im Gemeindehauſe
werden ihm 90 Mk. angrechnet, doch hat er oder ſeine Frau die
Beaufſichtigung der Gemeinde-Jnſaſſen zu übernehmen. Wir
finden dieſen Lohn etwas niedrig gegenüber der Splendidität,
die man bei Regelung der Beamtengehälter recht oft zeigt, denn
erſt nach 16 Jahren wird P. ſeinen „Höchſtgehalt“ von 1500 Mk.
beziehen. Unſer Elektrizitätswert ſteht noch immer
auf recht ſchwachen Füßen und doch iſt es bereits zu klein undmuß erweitert werden. Das Werk ſteht jetzt drei Jahre ſeine

Leiſtungsfähigkeit beträgt zirka 6000 Glühlampen (inkl. 820
Bogenlampen), damit iſt aber das Werk aufs Höchſte ausge-
nutzt, weitere Anſchlüſſe können nicht mehr erfolgen, ſo daß der
Erweiterungsbau notwendig iſt, nach deſſen Vollendung 12 000
Glühlampen geſpeiſt werden können. Das Werk erforderte
trotz ſeiner erſchöpfenden Ausnutzung noch 7000 Mk. Zuſchuß,
was zum Teil an dem für die Stadt durchaus nicht günſtigen
Vertrage mit den Gnieſt-Bergwitzer Bergwerken liegt (die den
Strom liefern), der 12 Pf. Grundentſchädigung vorſieht, und
an den beim Bau des Werkes gemachten bedeutenden Mehraus-
gaben. Der Erweiterungsbau ſoll zirka 25 000 Mk. koſten, von
denen zunächſt 10 000 Mk. an nicht verbrauchten Zuſchüſſen ge-
deckt ſind. Den Reſt will man durch Sparkaſſenüberſchüſſe und
durch eine Anleihe bei der Sparkaſſe aufbringen.

Wie groß die Rückwärtſerei in unſerem Stadtparlament noch
immer iſt, beweiſt ein Antrag der Herren Walter, Schild-
hauer, Kärnbach und Richter auf einen früheren An
fang der Sitzungen, und zwar um 4 Uhr ſtatt wie bisher um
5 Uhr. Während ein großer Teil der Bevölkerung wünſcht, daß
die Sitzungen (wie z. B. in Deſſau) um 6 oder 7 Uhr beginnen,
damit auch der arbeitenden Bevölkerung der Beſuch mög-
lich wäre, meinen dieſe Herren, „wer um 5 Uhr Zeit hat, hat
auch um 4 Uhr Zeit,“ das heißt, wenn man Rentier iſt. Stadtv.
Walter zog ſich dann auch zurück und ſprach gegen den An
trag, der hierauf gegen die Stimmen der übrigen drei ab-
gelehnt wurde, was wir immerhin noch als ein günſtiges
Zeichen deuten wollen, obwohl wir wiſſen, daß es nicht in Rück-
ſicht auf die Arbeiter, ſondern auf die Geſchäftsleute geſchah.
Eine ausſichtslos gewordene Forderung an den Zimmermann
Randewig wegen rückſtändiger Wieſenpacht wird nieder-
geſchlagen. Nach Schluß der Sitzung verlieſt der frühere Vor-
ſteher Bankier Gröting eine geharniſchte Erklärung gegen
den Stadtverordneten Dr. Schwarze (der abweſend iſt);
erſterer fühlte ſich durch einige Aeußerungen des Dr. Schwarze
gelegentlich der letzten Sitzung verletzt. Hierüber wird wohl
das letzte Wort noch nicht gefallen ſein.

Vockwitz. Eine öffentliche Frauenverſammlungtagte,
hier am Sonnabend. Leider füllten nur 75 Perſonen, darunter
45 Frauen, den Saal. Genoſſin Fahrenwald- Berlin ſprach in
vorzüglicher Weiſe über die Stellung der Frau zu den Steuer
fragen und den Reichtagswahlen. Lebhafter Beifall wurde der
Rednerin gezollt. 14 Neuaufnahmen waren zu verzeichnen.

(Fortſetzung des provinziellen Teiles in der erſten Beilage.)

bedeutet über, unter Nulh.
Unſtrut und Saale. Fall Wuchs

Artern, Brückenpeg. 14. Mai -0,48 15. Mai -0,47 0,01
Nebra, Oberpegel a 2,04 2,06 (0,02

UUnterpegel. c1,34 rI1,38 (0,04Weißenfels, Oberpg. 2,40 2,42 (0,02
Unterp. 04 0,10 (0,06Trotha r 1,58 c I,52 0,0606Alsleben, Oberpegel 2,38 a 2,37 0,01

UUnterpegel 1,14 c1,12 0,02Bernburg 0,72 r 0,7271Kalbe, Oberpegel 1,48 p. 481Unterpegel 70,27 0,27)
Elbe.

Dresden 14. Mai --0,94 15. Mai --1,00 0,06
Torgau v 1.24 cr1,210,03Wittenberg 2,25 2,18 0,07Roßlan 1,57 c 1,50 0,07Baxby I1,64 c1,7 0,07Magdeburg 1,40 -1,44 0,042

Sprechſtunde der Redaktion von 2412 bis 21 r.
w.
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Kiserne GOefenAbvrahiungsgeschäſte J KolonialwarenHaus uaa Küchengerste
M. Thiete, Göbenstr. I, p.

Brauereien F. Lindenhahn, Königstr. 8.
Christian Glasor, Gr. Klausstr. 24.

ſfalrrader u. Nahmas einen
k. Cünther, alle l. J.

K. Kuckenbuvg, Rannischestr. 12. Ackermann, Moerseburgerst. 61.

Franz Geyer, Gr. Brunnenstr. 32 p.
C. Lango sen., KI. Ulrichstr. 26.
Ermt Weinboll, en 1503.

Korigkuohen, Tucuerwaren

Friedrich 300k,

T Erieits, Konen ſrſescierweister. Fursſadrires Naite ans Motren
Richard Wolf, verläng. Königstr.

Franz Kunze, Burgstr. 59.
gH. Räädler, Rannischestr. 2. August Hapgelt, strasse 105.

Fritz Rust jun., Priftstrasse 29. Robert Schäfer Königstr.

m reren Otto Ulbriehbt, Bäckerstrasse I.

hBDrogen und Farben

J. Klostermann, Advokatenweg 27.

Merseburger-

Leder handlungen

Sehneiderei-Sodarisarireiſ Foinz- on Fapieroris
f. C Wlscel, Marwlatr11. Franz Bamme, Lindensetr. 56.

l. Zengerling, unt.
Speaitſon, Novine Willy u

0. Kästner 4 Go., Brunoswarte 36
Wilh. Nüller, Brunnenstr. 53. zigarrenhazdlungen

Neue Promenade 16.
„Vis -à-vis Leipz. Turm

Friedrich Flietner, Geiststr. 23.
Herm. Sehmidt, Geiststr. 23.

F. NHonviexe, KI. Ulrichstr. 15. Hanäleiterwagen- Fabriken

Eisos- und Stahlwaren
r Lmaenuaun, Königsetr. 8.

Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94.
Oskar Kutscher, Moritzkirchhot 10.
Ernst Seltmann, Merseburgerstr. [0.

Kartonagen
V. Schmeil. Wunchererstr. 40. Möbel-Magarine

m l Mödel- ErHall. Tigchlermett. r
I. Elan ILeiprigerstr. 87.

„Bekleidg.- Gegenst. Art. Photograpuische Atoiters

Kinderwagen
Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94.

hichard Schröder Leere 17.

ren cr. E. So amann, Königetrasso 86.
I Schub Willine Klausstr. 23.

Robert Koch, c mer NAlbert Mennicke, Gr iSteinstr. 62
Sanhtäts-Drogerie, b. Rch. Glaudig.

Ammendorf

A. Schuäfer, Leipzigerstr. 92.A. Woiss, ſcieine chenden 6.

Weine a. Fruckirane vor. Haleechestr. 66.
C ä A. EHermann, Uhrmachoer.e Nachf., Leipzigerstr. 93. 0. Prohbsthayn, Bettf.-Rein.-Anst.

ax Künzol, Magdeburgerstr. 59. V. Wüänschor, Schuhwaren.

Radewel]
Hauptstr. 20.
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